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Entwurf eines Gesetzes 
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zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 

Aserbaidschan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei Internationaler wirtschaftlicher Betä- 
tigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aser- 
baidschan besser abgebaut werden, als es nach dem im Verhältnis 
zur Republik Aserbaidschan noch weitergeltenden deutsch-sowjeti- 
schen Doppelbesteuerungsabkommen vom 24. November 1981 
(BGBl. 1983 II S. 2) möglich ist. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 25. August 2004 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Es entspricht Im Wesentlichen dem OECD-Muster- 
abkommen. Mit dem vorliegenden Veitragsgesetz soll das Abkommen 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs- 
körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen lässt sich 
nicht schätzen. Steuermindereinnahmen in einzelnen Bereichen dürf- 
ten sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weitge- 
hend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den /IZ . Mai 2005 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 25. August 2004 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aserbaidschan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 


mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 810. Sitzung am 29. April 2005 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen—^ 

( \ 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Abkommen vom 25. August 2004 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aserbaidschan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 25. August 2004 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aserbaidschan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikei 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikei 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikei 1 06 des Grundgesetzes ganz oder zum Teii den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikeis 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikei 31 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepubiik Deutschiand zur Besei- 
tigung der Doppeibesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zustehen. Andererseits müssen gewisse, zur 
Vermeidung der Doppeibesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut- 
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer- 
den. Die Änderung des bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Minder- 
einnahmen bei den vom Abkommen betroffenen Steuern von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die Höhe dieser Mehr- und Mindereinnahmen iässt sich nicht 
schätzen. Steuermindereinnahmen in gewissen Bereichen dürften aiierdings 
durch Steuerverzichte von Aserbaidschan weitgehend ausgegiichen werden. 
Die Wirtschaft wird durch das Abkommen entiastet, da steueriiche Hindernisse 
im bilateralen Wirtschaftsverkehr beseitigt werden. Auswirkungen auf Einzei- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
von dem Gesetz nicht zu erwarten. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 15/5518 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Aserbaidschan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


CornameHMe 

MexAy OeAepaTMBHOM Pecnyö/iMKOM lepMaHMB 
M A3ep6aMA>KaHCKOM Pecnyö/iMKOM 
o6 MSöexaHMM ABOMHoro HajiorooöJioxeHMB 
B OTHomeHMM HanoroB na aoxoabi m MMyiAecTBO 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Aserbaidschan - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
durch den Abbau steuerlicher Hindernisse zu entwickeln und zu 
festigen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 


Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die 
für Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder 
einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtver- 
mögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, 
der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögens- 
zuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 


OeflepaTMBHaFi PecnyönnKa PepMaHMn 

M 

AsepöaMflxaHCKan Pecnyö/iMKa, 

xenan pasBnsaTb n yKpenjinxb aKOHOMnnecKne BsaniviooT- 
HOujeHMR nyxeivi ynpasflHeHnn HanoroBbix npennjcTBnii, 


cor/iacM/iMCb o HMxec/ieflyiOLneM: 

CTaxbn 1 

TlMLia, K KOTopbiM npMMeHfieTcn CornameHMe 

HacTonmee CornaiueHMe npnivieHFieTCH k nnuaivi, KOTopbie 
HBjiHioTCH pesMfleHTaMM OAHOro Mnn oöoMx floroBapMBaio- 
LUMXcn ibcyflapcTB. 

CxaTba 2 

HanorM, Ha KOTopbie pacnpocTpaHaeTcn CornameHMe 

1. HacTonmee CornaiiJeHMe npHMeHnexcH k HanoraM na ao- 
xoAbi M MMymecxBO, BSMMaeMbiM ox MMeHM floroBapMBatOLAe- 
rocn IbcyaapcxBa, oahom ms ero seivieAb mam oahoxo ms mx 
aAMMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpMaAbHblX OÖpaSOBaHMM, HeSäBM- 
CMMO ox cnocoöa M MOXOAS mx BSMMaHMH. 

2. HanoraMM na AOxoAbi m MMymecxBO CHMxatoxcn Aioöbie 
HaAorM, Koxopbie BSMiviaioxcn c coBOKynHoro aoxoaa, coBOKyn- 
Horo MMymecxBa mam Hacxeti AOxoAa mam MMymecxBa, BKAionan 
HaAOrM C npMÖblAM ox OXMyXAÖHMA ABMXMMOrO MAM HBABMXM- 
Moro MMymecxBa, HaAoxM c oömMX cyMM sapaöoxHOM nAaxbi mam 
BOSHarpaxAeHMM, BbinAaHMBaeMbix npeAnpMHXMHMM, a xaxxe 
HaAorM c npMpocxa MMymecxaa. 

3. K AeMCXByiomMM b Hacxonmee BpeMA HaAoraM, na koxo- 
pbie pacnpocxpaHnexcA AeMCXBMe Hacxonmero CorAameHMH, 
B nacxHocxM, oxhochxch: 

a) B cPeAepaxMBHOM PecnyöAMKe lepMaHMn: 

noAOxoAHbiM HaAor, 

HBAor c KopnopauMM, 
npOMbICAOBbIM HaAOr M 
HBAor Ha MMymecxBO, 

BKAKtHSH HBAOrOBbie HSAÖaBKM K HMM 


(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Republik Aserbaidschan: 

die Gewinnsteuer für juristische Personen, 
die Einkommensteuer für natürliche Personen, 


(Aanee MMSHyeMbie «repMaHCKMe HaAorM»); 

b) B AsepöaMAxaHCKOM PecnyöAMKe: 

HBAOr Ha npMÖblAb C lOpMAMHeCKMX AMLI, 
noAOxoAHbiM HaAor c cpMSMnecKMX amli. 
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die Vermögensteuer und 
die Grundsteuer 

(im Folgenden als „aserbaidschanische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen einge- 
tretenen wesentlichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das 
an das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeres- 
bodens, des Meeresuntergrunds und der darüber befind- 
lichen Wassersäule, soweit die Bundesrepublik Deutsch- 
land dort in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte und 
Hoheitsbefugnisse zum Zwecke der Erforschung, Aus- 
beutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden und 
nicht lebenden natürlichen Ressourcen ausübt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Republik Aserbaidschan“ das 
Hoheitsgebiet der Republik Aserbaidschan, einschließlich 
des der Republik Aserbaidschan gehörenden Abschnittes 
des Kaspischen Meeres und des Luftraumes oberhalb der 
Republik Aserbaidschan, soweit die Republik Aserbai- 
dschan dort souveräne Rechte und Hoheitsbefugnisse in 
Bezug auf den Meeresuntergrund, den Meeresboden und 
die natürlichen Ressourcen ausübt, sowie jedes andere 
Gebiet, welches in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
und den innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Republik 
Aserbaidschan als solches bestimmt ist oder wird; 

c) bedeutet der Ausdruck „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Bundes- 
republik Deutschland oder die Republik Aserbaidschan; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ eine juristische Per- 
son oder einen Rechtsträger, der für die Besteuerung wie 
eine juristische Person behandelt wird; 

f) bedeuten die Ausdrücke „ünternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „ünternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein ünternehmen, das von einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
ünternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von 
einem ünternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es 
sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließ- 
lich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland sowie alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und anderen Per- 


Hanor ua mviyutecTBO m 
seivienbHbiM uanor 

(Aanee uMeHyeivibie «a3ep6aMA>KaHCKMe Hanorn»). 

4. HacToauiee CornaujeHne npuMeHneTca taKxe k nioöbiM 
noAOÖHbiM MAM no cyujecTBy aHanoruuHbiM Hanoraivi, Koxopbie 
öyAyx BSMMatbCFi nocne noAnncaHUH HacTonuiero CornameHUH 
B AononueHne mau BMecTO cyuiecxBytomnx HaAoroB. Koivine- 
TeuTHbie opraubi floroBapuBaioAjMXCA IbcyAapcxB öyAyx yBe- 
AOMAHXb Apyr Apyra o cyujecxBeHHbix MSMeHeHnax, BHeceuHbix 
B MX HBAOrOBbie SaKOHbl. 

CxaTbA 3 

06 iAMe onpefleAeHMA 

1. flAA ueABM uacxonmero CorAameHUH, ecAM Muoe ue 
BbixeKaex ms KouxeKcxa; 

a) xepMMH «OeAepaxMBHan PecnyöAMKa [epiviaHMA» osnauaex 
xeppMxopMK) cteAepaxMBHOM PecnyöAMKM lepiviaHMH, a 
xaK>Ke npMAeraiOAjMM k xeppMxopMaAbHOMy Mopio paMOH 
MopcKoro Aua, ero hbap, a xaxxe pacnoAOxeHHOM uaA hmm 
BOAHOM xoAuiM, B KoxopoM cbeAepaxMBHaH PecnyöAMKa 
lepMaHMR B COOXBeXCXBMM c MeXAyHapOAHbIM npaBOM M 
HauMOHaAbHbiM sBKOHOAaxeAbcxBOM ocyuiecxBAAex cyBe- 
peuHbie npasa m iopmcaakumio b ueAAX pasBeAKM, paspa- 
öoxKM, coxpaueHMH npMpoAHbix pecypcoB, KaK xmbhx, xaK 
M HexMBbix, a xaKxe b ueAnx ynpaBAeuMH mmm; 

b) xepMMH «AsepöaMAxaHCKan PecnyöAMKa» osuanaex xep- 
pMxopMfo AsepöaMAxaucKOM PecnyöAMKM, BKAiouaH ceK- 
xop KacnMMCKoro Mopn, npMHaAnexaujMM AsepöaMAxan- 
CKOM PecnyöAMKe, m BOSAyiAHoe npocxpaucxBO uaA Asep- 
öaMAxaucKOM PecnyöAMKOM, nge AsepöaMAxaHCKan Pecny- 
öAMKa ocyutecxBAAex cyBepeuHbie npasa m iopmcamkumio 
B OXHOmeUMM MOpCKOrO AHa, MOpCKMX HBAP M npMpOAHblX 
pecypcoB, a xaKxe nioöoe MHoe npocxpaucxBO, Koxopoe 
öbiAO onpeAeneuo amöo Moxex öbixb onpeAeneHO KaK 
xaKOBoe B cooxsexcxBMM c MexAyuapoAHbiM npasoivi m 
HauMOHanbHbiM saKOHOAaxenbcxBOM AsepöaMAxaucKOM Pec- 
nyöAMKM; 

c) xepMMH «floroBapMBatOLAeecH IbcyAapcxBO» m «Apyroe flo- 
roBapMBaiomeecA IbcyAapcxBO» osHanaiox cbeAepaxMSHyio 
PecnyöAMKy fepMaHMA m AsepöaMAxaHCKyK) PecnyöAMKy, 
B SaSMCMMOCXM ox KOHxeKcxa; 

d) xepMMH «AMuo» osHanaex cjtMSMHecKoe amuo, KOMnanMio 
MAM AK)öoe Apyroe oöi^eAHHeHMe amu; 

e) xepMMH «KOMnaHMA» osnanaex lopMAMuecKoe amuo mam npa- 
BOBOM cydteKA, KOxopbiM aaa ueneM HanorooönoxeHMn 
paccMaxpMsaexcH kbk lopMAMuecKoe amuo; 

f) xepMMHbi «npeAnpMHXMe florosapusaiOLuerocH [öcyAapcx- 
sa» M «npeAnpMHXMe Apyroro floroBapMBaKJujerocH Ibcy- 
Aapcxsa» cooxBexcxBeHHO osHanaiox npeAnpMHXMe, ynpa- 

BAHeMOe AMUOM, HBAHIOLUMMCH peSMAÖHXOM flOfOBapMBa- 
lOLuerocH IbcyAapcxBa, m npeAnpMHXMe, ynpaenHeMoe am- 
UOM, HBAHIOLAMMCH peSMAeHXOM APyrOfO flOTOBapMBaiOLAe- 

rocH IbcyuapcxBa; 

g) xepMMH «MexAyHapoAHbie nepeeosKM» osnanaex nioöyio 
nepeBOSKy mopckmm mam sosAyujHbiM cyuHOM, SKcnnyaxM- 
pyeMbiM npeAnpMHXMeM floroBapMsaioujerocH IbcyAapcxsa, 
KpoMe cnyHaes, KorAa MopcKoe mam sosAyujHoe cyAHO skc- 
nnyaxMpyexcH MCKAiOHMxeAbHO MexAy nyHKxaMM, pacnono- 
xeHHbiMM B ApyroM floroBapMsatouieMCH IbcyuapcxBe; 

h) xepMMH «HauMOHaAbHoe amuo» osHanaex: 

aa) npMMeHMxenbHO k cbeAepaxMSHOM PecnyöAMKe lepMa- 
hmh: 

Aioöoro HBMUa B AOHMMaHMM OCHOBHOfO SaKOHS OeAS- 
paxMBHOM PecnyöAMKM lepMaHMH, a xaKxe AK)öoe lopM- 
AMHecKoe AMUO, xoBapMLuecxBO M MHoe oöbeAMHeHMe 
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sonenvereinigungen, die nach dem in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Recht errichtet worden 
sind; 

bb) in Bezug auf die Republik Aserbaidschan 

alle natürlichen Personen, die die aserbaidschanische 
Staatsangehörigkeit besitzen sowie alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und anderen Per- 
sonenvereinigungen, die nach dem in der Republik 
Aserbaidschan geltenden Recht errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundes- 
ministerium der Finanzen oder die Behörde, an die es 
seine Befugnisse delegiert hat; 

bb) in der Republik Aserbaidschan das Finanzministerium 
und das Steuerministerium. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das 
Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses 
Staates hat. 


Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die 
nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohn- 
sitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Regis- 
trierung, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen 
ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch 
diesen Staat, seine Länder und ihre Gebietskörperschaften. Der 
Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat 
nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in 
diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes; 


a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie 
über eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in 
dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 


/iML|, yHpexfleHHbie b coöTBeTCTBun c fleiiCTBytOLUMM b 
cbeflepaTMBHOü PecnyönwKe repMaHnn saKOHOflajenb- 
ctbom; 

bb) npmvieHMTenbHO k AaepöaMflxaHCKOM PecnyönnKe: 

nioööe cjjMSMMecKoe jingo, MMetoinee rpaxflaHCTBO 
AsepöäMflxaHCKOM PecnyöHMKM, a xaKxe nioööe topn- 
AMnecKoe amuö, jOBapniAecTBO n MHoe oSteAMHeHne 
AML4, yHpeXAÖHHbie B COÖTBeTCTBMM C AeÜCTByiOArMM 
B A3ep6aMA>KaHCKOM PecnyönnKe säKOHCAarenbCTBOM; 

i) TepMnH «KOMneTeHTHbiM opraH» osHanaeT: 

aa) npnivieHMTenbHO k cbeAepaTMBHon PecnyönnKe Fepma- 
Hnn OeAspanbHoe n/innncTepcTBO cjjnHaHCOB nnn opran, 
KOTopöMy OHO nepeAano CBon nonHOMonnn; 

bb) npnMeHnxenbHO KAsepöanAxaHCKon PecnyönnKe Mn- 
HMCTepcTBO cjjnHaHCOB n MnHMCTepcTBO HanoroB. 

2. Ecnn na KOHjeKCxa nnoe ne BbueKaer, to npn npnine- 
Hennn floroBapnaatoiAnMcn locyAapcTBOM HacroniAero Corna- 
Ajennn nioöon ne onpeAeneHHbin b CornaujeHnn xepivinH nivieeT 
TO aHaneHne, KOTopoe b nepnoA AsncTBnn HacTonmero Co- 
rnamoHnn eiviy npnAaex aaKOHOAajenbCTBO axoro locyAapcxBa 
0 Hanorax, Ha Koxopbie pacnpocxpaHnexcn Asncxane nacxon- 
A4ero CornameHnn, npnneM aHaneHne cornacHO npniyenn- 
eiMOMy B axoM IbcynapcxBe nanoroBOMy aaKOHOAaxenbcxBy 
npeoönaAaex hba KaKnm-nnöo aHaneHneM, Koxopoe xepivinH 
nivieex b cooxBexcxBnn c Apyrnivi aaKOHOAaxenbcxBOM AaHHoro 
IbcyAapcxBa. 

CxaTbfl 4 
PeanflCHT 

1. Ann uenen Hacxonujero CornaiAeHnn xepinnH «peanAöHX 
floroBapnBaiOAjerocH IbcyAapcxBa» oaHanaex nioöoe nnpo, 
Koxopoe no aaKOHOAaxenbcxay axoro IbcyAapcxBa noAne>Knx b 
HeM HanorooönoxeHnio na ocHoae CBoero MecxoxnxenbcxBa, 
CBoero nocxoHHHoro MecxonpeöbiBaHnn, mecxa perncxpaunn, 
Mecxa HaxoxAeHMH CBoero pyKOBOAnrAsro oprana nnn nnoro 
ananornnHoro Kpnxepnn, BKniOHan xaKxe camo axo IbcyAap- 
CXBO, ero aemnn n nx xeppnxopnanbHO-aAMnnncxpaxnBHbie 
oöpaaoBaHnn. VKaaaHHbin xepinnn ne pacnpocxpaHnexcn, oa- 
HAKO, Ha nnpo, KOxopoe noAnexnx Hanorooönoxennio b axoM 
IbcyAapcTBe toabko b oxHOiAennn aoxoaob na ncxonnnKOB 
B axoM IbcyAapcxBe nnn b oxHOiAennn nMyujecxBa, pacnono- 
xennoro b axoM IbcyAapcxee. 

2. B cnynae ecnn cornacHO nonoxennnM nynKxa 1 na- 
cxonmen cxaxbn cftnannecKoe nngo nennexcn peanAeHXOM oöonx 
floroBapneaiomnxcn IbcyAapcxB, AencxByiox cneAyiOLAne no- 
noxennn: 

a) Jingo cnnxaexcn peanASHxoM xoro IbcypapcxBa, b KoxopoM 
OHO pacnonaraex nocxonnnbiM xnnnAjem; ecnn oho pacno- 
naraex nocxonnnbiM xnnnmeM b oöonx IbcyAapcxaax, xo 
OHO cnnxaexcn peanAenxoM xoro IbcyAapcxBa, c KoxopbiM 
OHO nMeex nanöonee xecHwe nnnnbie n aKonoMnnecKne 
CBnan (ueHxp xnaneHHUx nnxepecoB); 

b) B cnynae, ecnn ne Moxex öbixb onpeAeneno, b kbkom Ib- 
cyAapcxBe nngo nMeex geHxp xnanennbix nnxepecoB, nnn 
ecnn nngo ne pacnonaraex nocxonnnbiM xnnnujeM nn b oa- 
HOM na IbcyAapcxB, oho cnnxaexcn peanAöHXOM xoro Ibcy- 
AapcxBa, B KoxopoM OHO oöbinHO npoxnBaex; 

c) ecnn nngo oöbinno npoxnBaex b oöonx IbcyAapcxBax nnn 
ecnn oho oöbnho ne npoxneaex hm b oahom na nnx, oho 
cnnxaexcn peanAenxoM xoro IbcypapcxBa, HagnonanbHbiM 
nngoM Koxoporo oho nennexcn; 

d) ecnn nngo nennexcn nagnoHanbHbiM nngoM oöonx Ibcy- 
AapcxB nnn nn OAHOro na nnx, xo KOMnexenxHbie opranbi 
floroBapnoaiOAjnxcn IbcyAapcxB pemaiox axox Bonpoc no 
BaanMHOMy cornacnio. 
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(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 


Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öi- oder Gasvorkommen, einen Stein- 
bruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen. 

(3) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst auch eine Bau- 
ausführung oder Montage sowie eine damit verbundene Auf- 
sichtstätigkeit, wenn ihre Dauer 12 Monate überschreitet. 


(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchsta- 
ben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, voraus- 
gesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit 
der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder 
eine Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 7 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Voll- 
macht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen un- 
geachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in 
diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen aus- 
geübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese 
Tätigkeiten beschränken sich auf die im Absatz 4 genannten 


3. B cnyuae ecnn b cooTBeJCTBnn c nono>KeHMHMM nyuKTa 1 
HacToaineM cxaTbu nngo, nuoe, ueivi ctsusnuecKoe /ingo, hb- 
UHeTCH peaufleHTOM oöonx floroBapuBaioiunxcFi IbcyflapcTB, to 
OHO CHMTaerca pesHfleHTOM xoro florosapMBaiomerocH Ibcy- 
fläpcTBa, B KOTopoM pacno/ioxeHO MecTO ero cpaKTnuecKoro 
pyKOBOflHLnero oprana. 

Cxaibn 5 

riocTonHHoe ynpexfleHMe 

1. flna ueaeM HacToamero CoraameHMa xepiviMH «noctoaH- 
Hoe yHpexfleHMe» oaHaaaeT nocroaHHoe mocto npeAnpMHM- 
MateabCKOM fleajeabHOCTH, aepea KOTopoe fleareabHOCTb 
npeflnpMaTMa ocymecTBaaeJca noaHOCTbK) Man aacTHHHO. 

2. TepMMH «nocToaHHoe ynpexaeHHe», b aacTHOCTH, BKaio- 
aaer: 

a) MecTO ynpaBaeHMa; 

b) ct)Manaa; 

c) octSMc; 

d) ctjaöpMKy; 

e) MacrepcKyio m 

f) maxjy, aeclDTaHyio Man rasoByio CKBaxMHy, Kapbep Man aio- 
6oe flpyroe mocto aKcnayaTapHn npnpoflHbix pecypcoB. 

3. TepMMH nocToaHHoe yapexfleHMe taxxe BKatonaer cipoM- 
TeabHyio naomaflKy aMöo MOHxaxHbiM Man cöopoHHbiM obteKi, 
a xaKxe naflSopHyio fleaTeabHOCXb, CBasaHHyto c sxmmm obt- 
eKxaMM, ecaM ohm npofloaxaioxca b xeaeHMe öoaee 12 Meca- 
ueB. 

4. HecMoxpa aa npeflbiflyiUMe noaoxeHMa nacxoaineM 
cxaxbM, nocxoaHHbiM yapexfleHMeM ae CHMxaioxca; 

a) oö'beKXbi, McnoabsyeMbie MCKaroHMxeabHO b geaax xpaae- 
HMa, fleMOHCxpauMM aMöo nocxaBKM MSAeaMM Man xoBapoB, 
npMaaAaexaujMX npeAnpaaxMio; 

b) sanacbi MSAsaMM Maa xoBapoB, apMHaAaexauiax npeA- 
npMaxMK), Koxopbie coAspxaxca MCKaiOHMxeabHO b geaax 
xpaaeHMa, AeMOHCxpauMM aaöo nocxaBKM; 

c) sanacbi MSAeaaM Maa xoBapoB, npanaAnexauiax npoA- 
npaaxMK), Koxopbie coAepxaxca acKaiOHaxeabHO b geaax 
oöpaöoxKM aaa nepepaöoxKM ax ApyraM npeAnpaaxaoM; 

d) nocxoaHHoe mocxo npeAnpaaaMaxeabCKoä AeaxeabHocxa, 
Koxopoe coAepxMxca acKniOHaxeabHO b ueaax saxyaKa Aaa 
npoAnpaaxaa asAenaä aaa xoaapoB aaöo cöopa aHcjDop- 
MauMM Aaa Hero; 

e) nocxoaHHoe mocxo npeAnpaaaMaxeabCKoä AeaxeabHocxa, 
KOXopoe coAepxaxca acKatoaaxeabHO b geaax ocyuiecxBae- 
Haa Aaa apeAnpaaxaa aioöbix aHbix bmaob AeaxeabHocxa 
noAxoxoBaxeabHoro aaa BcaoMoraxeabHoro xapaxxepa; 

f) nocxoaHHoe mocxo npeAnpanaMaxenbCKoa AeaxeabHocxa, 
KOxopoe coAepxaxca acKaiOHaxeabHO b geaax ocyujecx- 
Baenaa bmaob AeaxeabHocxa, nepeaacaeHHbix b noAnyHK- 
xax a) - e) Hacxoautero nyHKxa, npa ycaoBaa, hxo Bbixexa- 
lOAiaa aa axoro coBOxyaHaa AeaxeabHocxb AAHHoro nocxo- 
aHHoro Mecxa aMeex aoAxoxoBaxeabHbiä, aaa BcaoMora- 
xeabHbiä xapaKxep. 

5. Ecaa aago, aa acxaiOHeHaeM HeaasacaMoro areaxa, 
yKaaaHHoro b nyHKxe 7 nacxoameä cxaxba, ocyutecxBaaex Ae- 
axeabHOCXb Aaa apeAnpaaxaa a mmoox b floroBapaBaroujeMca 
locypapcxBe noaHOMonae Ha aaKatOHenae KOHxpaxxoB ox mmb- 
HM axoro apeAnpaaxaa a oObihho ocyipecxBaaex b hbm ASHHoe 
noaHOMoaae, xo xaxoe npeAnpaaxae, HecMOxpa Ha nonoxenaa 
nyHKxoB 1 a 2 Hacxoameä cxaxba, paccMaxpasaexca xax mmb- 
tomee nocxoaHHoe ynpexAenae b 3xom locypapcxBe b oxho- 
meHaa aioöoä AeaxeabHocxa, ocyutecxBaaeMoä axaM aagoM 
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Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäfts- 
einrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten 
Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 


(6) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels wird ein Versicherungsunternehmen eines Vertrags- 
staats, außer bei Rückversicherungen, so behandelt, als habe 
es eine Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat, wenn es im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats durch eine Person, die kein 
unabhängiger Vertreter nach Absatz 7 ist, Prämien einzieht oder 
dort gelegene Risiken versichert. 


(7) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansäs- 
sige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer 
Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort (durch eine Betriebsstätte oder auf an- 
dere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesell- 
schaften zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 
aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats 
zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das 
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Ver- 
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natürlichen 
Ressourcen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe- 
wegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus un- 
beweglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selb- 
ständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das 
Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 


B MHTepecax npeflnpnnTUFi, ecnn tojibko exa flenjejibHOCTb ue 
orpaHMUMBaeTCFi BMflaiviM, yKasauHbiMM b nyuKTe 4 HacTonipeM 
craTbM, KOTopbie b cnynae nx ocymecTBneHMn uepes nocronH- 
Hoe MecTO npeflnpuHMMarenbCKOM flenTeribHOCTM b cooTBer- 
CTBMM c yKasauHbiM nyHKTOM He npeepamaiOT flaHHoe Mecxo 
B nocxoHHHoe ynpexASHMe. 

6. HecMoxpn na npeflbiflyiUMe nonwKeHMH HacxonmeM 
cxaxbM, cxpaxoBoe npeflnpi/iHXMe floroBapHBaKtiperocH Ibcy- 
flapcxBa öyaex CHHxaxbcn mvieiomMM nocxoHHHoe yupexfleHHe 
B flpyroM floroBapMBatomeMCH IbcyflapcxBe, ecxiH oho npi/i- 
HHMaex cxpaxoBbie npeiviMH na xeppnxopMH axoro flpyroro Ibcy- 
flapcxBa MxiM ocymecxBxiFiex cxpaxoBaHne ox BOSMOxHoro 
B 3X0M ApyroM IbcypapcxBe pwcKa nepes ximuo, mhoo, hsm 
HesaBMCHMbiM areHx corxiacno nyHKxy 7 Hacxonmeü cxaxbM, aa 
MCKAKtHeHMeM cxiyHaeB onepauMÜ no nepecxpaxoBanmo. 

7. ripeAnpMHXHe ne öyAex paccMaxpi/iBaxbcn xaK HMeioujee 
nocxoHHHoe ynpexAeuHe b floroBapHBaioujeivicH IbcyAapcxBe 

JlMUJb XOAbKO nOXOMy, HXO OHO OCyUjeCXBAHeX B HSM CBOK) 
AenxenbHocxb nepes öpoKepa, KOMMCCMonepa ah6o Apyroro 
HesaBMCHMoro arenxa npM ycnoBMH, hxo xaxHe xiMua asmcx- 
Byiox B paMKax CBoeü oöbiHHOÜ KOMMepnecKOM AenxenbHOCXM. 

8. Tox CjtaKX, HXO KOMnaHMH, HBXiniOAjaHCH peSHAÖHXOM flo- 
roBapMBaiOA4erocH IbcyAapcxBa, KOHxpoxiHpyex KOMnaHHK) mam 
KOHxpoxiMpyexcH KOMnaHMeü, Koxopan HBxiHexcH pesHAenxoM 
Apyroro floroBapMBaiOLAerocH IbcyAapcxBa mah ocyujecxBAnex 
B HBM CBOK) ASAXBAbHocxb (Hopes nocxoHHHoe yHpexAeHi/ie, 
AMÖo MHbiM oöpasoM), CAM HO ceöe He npeepaujaex OAny ns 
3XMX KOMnaHMM B nocxoAHHoe ynpexABHHe Apyroti. 

CxaTbA 6 

floxoflbi OT HeflBMXMMoro MMyiuecTBa 

1. floxoAbi, noAynaeMbie pesMAenxoM floroBapnBaiOAie- 
rocH IbcyAapcxBa ox neASHXHMoro HMymecxBa (BKAiOHan ao- 
xoAbi ox npeAnpMHXMM ceAbCKoro m AecHoro xosHMCXBa), pac- 
noAOxeHHoro b ApyroM AoroBapMBaiomeMCH IbcyAapcxBe, Moryx 
oöAaraxbCH hbaoxom b 3xom ApyroM IbcyAapcxBe. 

2. TepMMH «HeABHXMMoe MMymecxBO» HMeex xo sHaneHHe, 
Koxopoe OH HMeex no saKOHOAaxeAbcxey xoro floroeapHBa- 
lomerocH IbcyAapcxBa, b KOxopoM pacnoAOxeno Aannoe MMy- 
AiecxBO. Gxox xepMHH B AtoöOM CAynae BKAionaex i/iMyujecxBO, 
BcnoMoraxeAbHoe no oxHomeHHio k neABHXHMOMy HMymecxBy, 
CKOx M oöopyAOBaHMe, i/icnoAbsyeMbie b ceAbCKOM m aochom 
xo3HMCxBe, npaBa, k koxophm npMMeHHioxcH noAoxeHHH saxo- 
HOAaxeAbcxBa o seMeAbHbix ynacxKax, npaaa noAb30BaHHH 
HeABMXMMbIM MMy^eCXBOM M npABA HA nepeMeHHbie HAH CjjHK- 

CHpoBAHHbie nAaxexH b xanecxBe KOMneHcauHH 3a paapaöox- 
Ky HAH npaBO na paapaöoxxy MHnepaAbHbix pecypcoB, hcxoh- 
HHKOB H ApyxHx npnpoAHbix pecypcoB; Mopcxne h B03AyuJHbie 
cyAa He CHHxaioxcH neABHXHMbiM HMymecxBOM. 

3. rioAOxeHHH nyHKxa 1 HacxoAujeH cxaxbH npHMeHHtoxcH 
K aoxoabm ox npHMoro HcnoAbsOBannH neABHXHMoro HMyme- 
cxBa, CAaHH ero enaeM hah b apeuAy, a xaxxe ox HcnoAbao- 
BAHHA HeABHXHMoro HMyutecxBA B AioöOH ApyroH cjjopMe. 

4. rioAOxeHHH nyHKxoB 1 H 3 Hacxonmen cxaxbH npHMe- 
HHioxcH xaKxe K AOxoAaM ox HSABHXHMoro HMyujecxBA npeA- 
npHHXHH H K AOxoAaM OX HOABHXHMoro HMymecxBa, npeAHa- 
3HaHeHHoro aah peAen oxasaHHA neaaBHCHMbix ahhhhx ycAyr. 

Cxaibn 7 

ilpHÖblAb OT npeflnpMHMMaTe/lbCKOM flenTB/lbHOCTH 

1. ripHöbiAb npeAnpHAXHH floroBapHBAtomerocH IbcyAapcx- 
Ba Moxex oÖAaraxbCH naAoroM xoabko b 3xom IbcyAapcxBe, 
ecAH xoAbKO npeAnpHHxne ne ocyurecxBAnex cbok) AenxeAb- 
Hocxb B ApyroM floroBapHBatomeMCH IbcyAapcxBe nepea 
pacnoAOxeHHoe b hbm nocxoHHHoe ynpexAenne. Ecah npeA- 
npHHxne ocyiAecxBAnex cbok) ASHxeAbHOCXb ynoMHHyxbiM o6- 
paaoM, xo ero npnöbiAb MOxex oÖAaraxbcn naAoroM b ApyroM 
IbcyAapcxBe, OAnaxo AHUJb nocxoAbxy, nocKOAbxy ona MOxex 
öbixb oxHecena k axoMy nocxoHHHOMy ynpexAennio. 
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(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, 
die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähn- 
liche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit 
dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig un- 
abhängig gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte 
werden die für diese Betriebsstätte entstandenen Auf- 
wendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und all- 
gemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart 
sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Bethebsstätte kein Gewinn 
zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses 
Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 


Artikel 8 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im interna- 
tionalen Verkehr können nur in diesem Vertragsstaat besteuert 
werden. 

(2) Für Zwecke dieses Artikels beinhaltet der Begriff 
„Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr“ auch die Gewinne aus der 

a) gelegentlichen Vermietung von leeren Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen und 

b) Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich 
Trailern und zugehöriger Ausstattung, die dem Transport der 
Container dienen), 

wenn diese Tätigkeiten zum Betrieb von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr gehören. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, 
so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Hei- 
mathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vor- 
handen ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig 
ist, die das Schiff betreibt. 


2. B cnynae ecnn npeflnpnnjne floroBapnsaiomerocH ibcy- 
flapcTBa ocymecTBfiFieT cboio fleaTe/ibHOCTb b apyroM floro- 
BapwBaiomeMCH iöcyflapcTBe uepes pacnonroKeuHoe b hbm 
nocTOHHHoe yupexAeune, to c yuexoM no/ioxeunM nyuKTa 
3 HacTOHuteM CTaxbn b KaxflOM floroBapnBaiomeMCH ibcy- 
flapcxBe K axoMy nocxonuHOMy ynpexAeunK) oxhochxch cyM- 
Mbi npnöbixiM, Koxopbie oho Morno 6bi notiyuHXb, ecxiw 6bi oho 
ocymecxBxiFijio xaKyio xe mxim ananorMHHyio fleaxexibHOCXb 
npi/i xaKMX xe mxim anaxiorMHHbix ycxiOBMHX, öyflyuM caMocxo- 
HxenbHbiM npeflnpMHXMBM m fleMCXBya noxiHOCXbio HeaaBMCMMO 
B oxHOLueHMFix c npeflnpMHXMeM, nocxoHHHbiM ynpexfleHMeM 
Koxoporo OHO HB/lHeXCH. 

3. ripM MCHMCXieHMM npMÖblXlM nOCXOHHHOXO yHpexfleHMH 
flonycKaexcH Bbinex pacxoflOB, noneceHHbix axih nyxfl xaKoro 
nocxoHHHoro ynpexaeHMH, BKnionan ynpaBxieHHecKMe m oöuxe- 
aflMMHMCxpaxMBHbie pacxoflbi, HeaaBMCMMO ox xoro, boohmkam 
xiM OHM B ibcyflapcxBe, b KOXopoM pacnoAOxeno nocxoHHHoe 
ynpexfleHMe, mxim xfle-xiMöo b apyroM Mecxe. 

4. Ecam b floroBapMBaiomeMCH ibcyflapcxBe npMHHxo mchmc- 
xiHXb npMöbiAb, oxHOCHLuyiocH K nocxoHHHOMy ynpexAeHMK), 
nyxeM pacnpeASAeHMH coBOKynnoM cyMMbi npMöbiAM npeA- 
npMHXMH Ha ero oxAöAbHbie noApaaAeneHMFi, xo noAOxeHMH 
nyHKxa 2 nacxoHuxeM cxaxbM ne MCKAiOHatox, Hxoöbi axo floro- 
BapMBaiOLAeecH ibcyAapcxBO mchmcxihxio oöAaraeMyto naAoroM 
npMöbiAb B cooxBexcxBMM c npMHHXbiM MBxoAOM pacnpeAS- 
ashmh; BbiöpaHHbiM MexoA pacnpeAeneHMH npMöbiAM aoaxoh, 
OAHBKO, cooxBexcxBOBaxb no CBoeMy peayAbxaxy npMHUMnaM 
HaCXOHLAeM CXaXbM. 

5. HMKaKBH npMöbiAb HB oxHOCMXCH K nocxoHHHOMy yupe- 
xAöHMto Ha ocHOBaHMM AMLAb asKynKM nocxoHHHbiM ynpexAe- 
HMBM MBAeAMM MAM XOBapOB AAH ApeAnpMAXMA. 

6. ripM npMMeneHMM noAOxenMM npeAbiAyiAMx nyHKxoB na- 
CXOALABM CXaXbM ApMÖblAb, OXHOCHLAaACA K AOCXOHHHOMy yupe- 
xAöHMto, KaxAbiM roA AOAXHa öbixb MCHMCAena oahmm m xbm 
xe MexoAOM, ecAM xoAbKO He MMeexcn AOCxaxoHHo bbckmx 
npMHMH ASMCXBOBaXb AO-MHOMy. 

7. Ecam npMöbiAb BKAionaex aoxoah, paccMaxpMBaeMbie 
B ApytMx cxaxbHx HacxoHLAero CorAameHMA, xo noAOxenMA 
axMx ApytMX cxaxeM ne aaxpaxMBaioxcH noAOxeHMAMM na- 
CXOALAOM CXaXbM. 

CxaTbA 8 

MopCKOM M BOSAyiAHblM TpaHCAOpT 

1. ripMöbiAb, noAynaeMaA npeAnpMHXMOM floroBapMBaio- 
uxerocA [öcyAapcxBa ox McnoAbaoBaHMH MopcKMX mam BoaAyai- 
Hbix cyAOB B MexAynapoAHbix nepeBoaKax, Moxex oÖAaraxbcn 
HaAoroM xoAbKO B axoM floroBapMBaiOLAeMCH ibcyAapcxBe. 

2. flAA UeAeM HaCXOALAeM CXaXbM XepMMH «npMÖblAb ox aKC- 
nAyaxauMM mopckmx mam BoaAyajHbix cyAOB b MexAynapoAHbix 
nepeBOBKax» BKAionaex xaKxe cyMMbi npMöbiAM ox: 

a) HeperyAApHOM CAauM BnaeM nopoxHMX mopckmx mam 
BoaAyiAHbix cyAOB m 

b) McnoAbaoBaHMA mam CAauM BHaeM KOHxeMHepoB (BKAioHan 
xpeMAepbi M npMHaAAöxaiAee k hmm oöopyAOBaHMe aaa 
KOHxeMHepHoro xpaHcnopxa), 

ecAM xaKMe bmabi AeaxeAbHocxM oxhochxch k aKCAAyaxauMM 
MopcKMx MAM BOBAyiuHbix cyAOB B MoxAyHapoAHbix AepoBoa- 
Kax. 

3. Ecam mocxo cjxaKXMnecKoro pyKOBOAAiAero oprana npeA- 
npMHXMH MopcKoro xpaHcnopxa hbxoamxch na öopxy cyAHa, xo 
OHO CHMXaeXCH paCAOAOXeHHblM B XOM flOrOBapMBatOlAeMCA 
ibcyAapcxBe, b KOxopoM HaxoAMXCA nopx npMnMCKM cyAua, mam, 
npM oxcyxcxBMM Aopxa opmamckm, b floroBapMBaiouxeMCH ibcy- 
AapcxBe, peaMAöHXOM Koxoporo HBAHexcn amao, aKCAAyaxM- 
pyioLAee AaHHoe cyAHO. 
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(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer interna- 
tionalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän- 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf- 
erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden, dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen 
aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens 
zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines 
Unternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und ent- 
sprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, 
und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 
solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 
hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen verein- 
barten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der 
dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser 
Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens 
zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 


Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Per- 
son zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; 
die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Dividenden im anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht über- 
steigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Per- 
sonengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
25 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt und dieser Kapitalanteil mindestens 
150 000 Euro oder den entsprechenden Wert in 
aserbaidschanischen Manat beträgt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 


4. nonoKeHMH nyHKTa 1 HacTonmeM CTaxbn xaKxe pacnpo- 
CTpaHHKtTcn Ha npnöbinb ot ynacTHn b nyne, coBMecTHOM ae- 
RTenbHOCTM M/iM B MexflyHapoAHOM TpaHcnopjHOM areHTCTBe. 

CTaTbFI 9 

ACCOUMMpOBaHHbie npeflnpMHTMFI 

1. B cnynae, ecjiM: 

a) npeflnpMRTMe floroBapwBaiomerocH IbcyflapcTBa npnivio 
MjiM KOCBeHHO ynacTByeT b ynpaBjieHMM, KOHTpo/ie wnn Ka- 
nwTane npeflnpnnjHn flpyroro floroBapHBaiomerocn Ibcy- 
flapCTBa MRM 

b) OflHM M Te xe jiMpa npnMO m/im KOcaeHHO ynacrBytOT 
B ynpaBneHMM, KOHtpone wnn Kannxane npeAnpMHTMn flo- 
roBapMBaiOLAerocH IbcyAapcTBa n npeAnpMHTMn Apyroro 
floroBapMBaiOLAerocH IbcyAapcTBa, 

M B yKasaHHbix CHynanx o6a npeAnpMHTMn b mx KOMMepnecKMX 
MHM CjjMHaHCOBblX OTHOmeHMHX OÖHSaHbl COÖHtOAaTb cornaco- 
BaHHbie MHM BOSHOXeHHbie Ha HMX yCHOBMH, OTHMHatOATMeCH OT 
Tex, KOTopbie MMeHM 6bi MecTO MexAy nesaBMCMMbiMM npeA- 
npMHTMHMM, TO npMöbiHb, KOTopaH MOTHa 6bi öbiTb HOHyneHa 
oahmm m3 npeAnpMHTMM öes TaKMX ycnoBMM, ho ne öbina no- 
Hynena b cnny 3tmx ycnoBMM, moxot öbiTb OTHecena k npM- 
öbiHM AaHHoro npeAnpMHTMH m cooTBOTCTBeHHO obnoxena Ha- 
noroM. 

2. Echm b floroBapMBaiOLAeMCH IbcyAapcTBe k npMöbiHM 
npeAnpMHTMH SToro IbcyAapcTBa othochtch m cooTBeTCTBeHHO 
noAnexaT HanorooönoxeHMio cyMMbi npMöbiHM, b OTHomeHMM 
KOTopbix npeAnpMHTMe Apyroro floroBapMBaiOLAerocH IbcyAap- 
cTBa noAHexano HanorooönoxeHMio b 3tom ApyroM IbcyAapcT- 
Be, M ecHM penb b OTHomeHMM OTHeceHHbix cyMM npMöbinM 
MAeT 0 cyMMax, KOTopbie MornM 6bi öbiTb nonyHenbi npeAnpM- 
HTMBM nepBoro ynoMHHyToro IbcyAapcTBa npM coanaAeHMM 
ycnoBMM, cornacoBaHHbix n/iexAy yKaaaHHbiMM npeAnpMHTMH- 
MM, c ycnoBMHMM, KOTopbie öbiHM 6bi comacoBaHbi MexAy ne- 
saBMCMMbiMM npeAopMHTMHMM, TO Apyroe IbCyAapCTBO npOM3- 
BOAMT cooTBeTCTByiOLAyio nonpaBKy B3MMaeMoro b hbm nanora 
C TaKMX CyMM npMÖblHM. ripM TaKOM nOnpaBKe AOnXHbl ÖblTb 
coöniOAeHbi ocTanbHbie nonoxeHMH HacTOHinero CornameHMH; 
B cnynae hooöxoammoctm KOMneTeHTHbie opraHbi floroBapM- 
BaiOLAMxcH IbcyAapcTB BCTynaiOT bo BaaMMHbie KOHcynbTauMM. 

CTaibH 10 
fiMBMAeHAbl 

1. flMBMAeHAbi, BbinnaHMBaeMbie KOMnaHMOM, HBnmoiAeM- 
CH pesMAeHTOM floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcTBa, peaMAeHTy 
Apyroro AoroBapMBaiOLAerocH IbcyAapcTBa, MoryT oönaraTbcn 
HanoroM b 3tom ApyroM IbcyaapcTBe. 

2. VKaaaHHbie AMBMAeHAbi Moryx OAHaKO, TaKxe oönaraTb- 
CH HanoroM b tom floroBapMBatomeivicH IbcyAapcTBe, b koto- 
poM KOMnaHMH, BbinnaHMBaiOLAan AMBMAeHAbi, HBnneTCH pesM- 
AeHTOM, B COOTBBTCTBMM C erO SaKOHOAaTenbCTBOM; eCHM, OA- 
HaKO, npaBOOÖnaAaTeneM AMBMAeHAOB HBAneTcn peaMAeHT Apy- 
roro floroBapMBaiOAterocH IbcyAapcTBa, to nanor ne AonxeH 
npeBbimaTb: 

a) 5 npopeHTOB ot aanoBOM cyMMbi AMBMAeHAOB, ecnM npaBO- 
oönaAaTeneM HBnHeTcn Kon/inaHMH (aa MCKmoneHMeM to- 
BapMLAecTBa), KOTopan nenocpeACTBeHHO pacnonaraeT ne 
Menee neivi 25 npouenTaiviM KanMTana m ho Menee neivi 
150.000 eapo mhm mx cooTBeTCTayioiAMM OKBMBaneHTOM b 
aaepöaMAxaHCKMX iviaHaTax b oöuteM cyMn/ie KanMTana Bbi- 
nnaHMBaiouteM AMBMAeHAbi KoivinaHMM; 

b) 15 npoueHTOB ot eanoBOM cyMMbi AMBMAeHAOB bo Bcex 
MHbix cnynanx. 

rionoxeHMH HacTOHLAero nyHKTa He aaTparMBaiOT Hanorooöno- 
XeHMH KOMnaHMM B OTHomeHMM cyMM npMÖblHM, M3 KOTOpblX 
BbinnaHMBaiOTCH AMBMAeHAbi. 
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(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - aus- 
genommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus 
sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich- 
gestellt sind. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 
zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 an- 
zuwenden. 


(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so 
darf dieser andere Staat keine Steuern von den von der Gesell- 
schaft gezahlten Dividenden erheben, es sei denn, dass diese 
Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt 
werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, und 
vom nicht ausgeschütteten Gewinn der Gesellschaft keine 
Steuer auf nicht ausgeschüttete Gewinne erheben, selbst wenn 
die gezahlten Dividenden oder die nicht ausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen. 


Artikel 1 1 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können im anderen Staat besteuert werden. 


(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Zinsen im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, 10 vom Plündert des Bruttobetrags der Zinsen 
nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 

a) Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen 
und an die Regierung, die Nationalbank oder den Staat- 
lichen Erdölfonds der Republik Aserbaidschan gezahlt 
werden, sind von der deutschen Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus der Republik Aserbaidschan stammen und 
für ein durch Gewährleistungen der Bundesrepublik 
Deutschland für Ausfuhren oder Direktinvestitionen im Aus- 
land gedecktes Darlehen oder an die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Bundesbank, 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder die DEG Deutsche 
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbPI gezahlt 
werden, sind von der aserbaidschanischen Steuer befreit. 


3. TepMMH «flMBMfleHflbi» npn ncno/ibsOBaHnn b HacTonmeM 
CTaxbe osHanaeT aoxoa ot aKu,m, aKu,m «xynccaHC» n/in npaa 
«xcynccaHC», aKpuM ropHOflOöbiBatomeM npoMbimneHHOCTn, 
aKUMM ynpeflnxeneM m/im flpyrnx npaa, flatoiunx npaao Ha 
ynacTMe b npnöbiriM, aa ncKjitOHeHHeivi AonroBbix TpeöOBaHHM, 
a xaKxe aoxoa ox flpyrnx KopnopaxwBHbix npaa, KOxopbiM 
nofljiexMx xaKOMy xe HanoroBOMy peryni/ipoBaHMK), kbk aoxoa 
ox aKUMM, B cooxaexcxBMM c aaKOHOAaxenbcxBOM xoro Ibcy- 
Aapcxaa, peaHAöHxoM Koxoporo nannexcn KOMnaHMn, pacnpe- 
AennKJAjan npnöbinb. 

4. rionoxeHHn nyHKxoa 1 n 2 HacxonAjefi cxaxbn He npM- 
MeHHKtxcH, ecAM npaBooöAaAaxeAb, hbahiolahmch peaMAöH- 
xoM floroBapMBatOLAerocH locyAapcxBa, ocyujecxBAFiex npeA- 
npMHHMaxeAbCKyio AenxeAbHocxb a ApyroM floroBapHaaio- 
labmch IbcyAapcxae, peai/iAenxoM KOxoporo nannexcH KOMna- 
HHH, BbinAaHMBaiOAjaH AHBHAöHAbi, Hepes pacnonoxeHHoe b 
HeM nocxoHHHoe ynpexAenwe mam OKaabiaaex b axoM ApyroM 
IbcyAapcxBe neaaBHCMMbie nwHHbie ycAyrw nepea naxoAHLuy- 
K)CH B HeM nocxoHHHyro öaay, m AOAOBoe ynacxrie, b oxHome- 
HMM Koxoporo BbinAaHMBaiOXCH AHBMAÖHAbl, peaAbHO CBHaaHO 
C XaKMM nOCXOHHHblM yHpeJKAÖHMeM HAM XaKOM nOCXOAHHOM 
öaaoM. B xaKOM CAynae npMMeHAKtxcn noAOxeHMH cxaxbn 7 
MAU cxaxbM 14 HacxoALAero CorAameHMH. 

5. B CAynae ecAn KOMnaHMA, ABAHtoiAaHCH peaMAöHxoM 
floroBapnaaiOLAerocA IbcyAapcxBa, MSBAexaex npnöbiAb mam 
AOxoAbi M3 Apyroro floroBapnBaiOAjerocA IbcyAapcxBa, xo axo 
Apyroe IbcyAapcxBO ne mtokox aanMaxb naAor c ambmaöhaob, 
BbinAaHMBaeMbix axoM KOMnaHMeti, aa ncKAtoneHMeM CAynaea, 
KorAa xaKi/ie AMBMAeHAbi BbinAanMaaioxcH pesMAöHxy axoro 
Apyroro IbcyAapcxBa mam Konaa ynacxne, b oxHomeHMM Koxo- 
poro BbinAaHMBaiOXCH AMBMAöHAbi, peaAbHO CBHaaHO c pacno- 
AOxeHHbiMM B axoM ApyroM IbcyAapcxae nocxoHHHbiM ynpe- 
xAöHMeM MAM nocxoHHHOM öaaoM, M c HepacnpeASAeHHOM npM- 
öbiAM KOMnaHMM He Moxex BaMMaxb HaAor na nepacnpeAS- 
AeHHyio npMöbiAb, Aaxe ecAM BbinAaneHnbie AMBMAöHAbi mam 
HepacnpeASAeHHaH npMöbiAb noAHOCXbto mam nacxMHHO cocxo- 
Hx Ma cyMM npMöbiAM MAM AOxoAOB, noAyneHHbix B axoM ApyroM 
IbcyAapcxae. 

CxaTbn 11 
□ pOLieHTbl 

1. ripoueHXbi, BoaHMKAJMe B floroaapMBaiOAreMCH IbcyAap- 
cxae M BbinAaHMBaeMbie pesMASHxy Apyroro floroBapMBaio- 
LAsrocH IbcyAapcxBa, Moryx oöAaraxbCH HaAoroM b axoM Apy- 
roM IbcyAapcxae. 

2. VKaaaHHbie npogeHXbi Moryx, OAHaKO, xaKxe oöAaraxbCH 
HBAoroM B xoM floroBapMBaiOA<eMCH IbcyAapcxae, b KOxopoM 
OHM BOaHMKAM, B COOXBBXCXBMM C OrO aaKOHOAaXOAbCXBOM; 
ecAM, OAHaKO, npaBOOÖAaAaxeABM npogenxoB HBAnexcH pean- 
ABhx Apyroro floroBapMBatOLAerocH IbcyAapcxaa, xo naAor ne 
AOA>KeH npeBbimaxb 10 npouenxoB ox bbaobom cyMMbi 
npogenxoB. 

3. HecMoxpn na noAO>KeHMH nyHKxa 2 HacxoniAeM cxaxbM 
AöMCXByiox CAeAyiOAjMe noAO>KeHMH: 

a) cyMMbi npoueHxoB, Koxopbie boohmkam b cteAepaxMBHOM 
PecnyöAMKe lepMaHMH m BbinAaHMaatoxcH FIpaBMxeAbcxay 
AaepöaMAxaHCKOM PecnyöAMKM, PlauMOHaAbHOMy BaHKy 
MAM IbcyAapcxBOHHOMy MecftxHHOMy cjiOHAy, ocaoöoxAatox- 
CH ox repMaHCKMx HaAoroB; 

b) cyMMbi npogeHxoB, Koxopbie bobhmkam b Aaep6aMA>KaH- 
CKOM PecnyöAMKe m BbinAaHMBaiOXCH no KpeAMxaM (aan- 
MaM), rapaHXMpoBaHHbiM cbeAepaxMBHOM PecnyöAMKOM lep- 
MaHMH B CBH3M c OKCnOpXOM MAM npHMblMM MHOCXpaHHbIMM 
MHBeCXMUMHMM, MAM BbinAaHMBaiOXCH FIpaBMxeAbcxBy Oe- 
AepaxMBHOM PecnyöAMKM lepMaHMH, HeMeuKOMy cjieAepaAb- 
HOMy öaHKy, KpeAMxaHmxaAbxy cftiop BMAepaycjiöay, lep- 
MaHCKOMy oöAtecxBy no mhbocxmumhm m paaBMXMio, ocbo- 
öo>KAaioxcH ox aaepöaMAxaHCKMx hbaoxob. 
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(4) Ungeachtet des Absatzes 2 können Zinsen im Sinne des 
Absatzes 1 nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
der Empfänger ansässig ist, wenn der Empfänger der Zinsen 
der Nutzungsberechtigte ist und die Zinszahlung im 
Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Ausrüstung auf Kredit steht. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Auf- 
gelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für ver- 
spätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses 
Artikels. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 


(7) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner 
der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebs- 
stätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die 
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebsstätte oder der 
festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebs- 
stätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die 
Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebsstätte 
oder die feste Einrichtung liegt. 


(8) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nut- 
zungsberechtigte der Lizenzgebühren eine im anderen Staat 
ansässige Person ist, 

a) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von nachstehendem Absatz 3 Buchstabe a, 


4. HecMOTpn na nonoxenun nyHKxa 2 HacTonmeü CTaxbn, 
npoueHTbi B noHMMaHMM nyHKTa 1 HacTonmeü CTatbn Moryx 
oö/iaraxbCH nanoroM xoxibKO b floroBapnBaiomeMcn ibcyflap- 
cxBe, pesMfleHxoM Koxoporo naxinexcn noxiynaxe/ib, ecxin no- 
nynaxexib cyMM npouenxoB nannexcn mx npaBOOöxiaflaxexieM m 
B binnaxa npouenxoB CBHaana c npoflaxefi npoMbimneHHoro, 
KOMMepnecKoro nnn naynHoro oöopyflOBaHMn b Kpeanx. 

5. VnoxpeönneMbiM b HacxonmeM cxaxbe xepMUH «npo- 
ueHXbi» osHanaex floxoflbi ox aoxiroBbix xpeöOBaHMM xifoöoro 
BMfla, BKnionan n cxiynan, Konaa xpeöOBaHnn oöecneneHbi 
saxioroBbiM npaaoM na seMenbHbie ynacxKH, m, b hbcxhocxm, 
flOxoflbi no rocyflapcxBeHHbiM saÜMaM n oönnrauMFiM, BKXiiOHan 
CBHsaHHbie c HMMM npBMMM, 3 xaKxe BbinrpbiiiJM no Bbinrpbiiij- 
HbiM saMMaM. rieHM sa HecBoeapeMeMHyK) Bbinnaxy ne chm- 
xatoxcn npoueHxaMU b noHMMaHun Hacxonmeü cxaxbn. 

6. rionoxeHMH nyHKXOB 1-4 HacxonmeM cxaxbn ne npnivie- 
HHioxcH, ecnn npaBOOönaaaxenb, HB/imomnücH pesnaeHxoM 
AoroBapMBaiomerocH [bcyaapcxBa, ocymecxBnnex npeanpnHu- 
MaxenbCKyK) flenxenbHOCXb b apyroM floroBapnBatOLneivicn io- 
cyaapcxBe, b KOxopoM npopeHXbi BOSHMKnn, nepes pacnono- 
xeHHoe B HOM nocxoHHHoe ynpexaehne mxim OKasbiBaex 
B 3X0M flpyroM iocyflapcxBe HesäBucuMbie nnuHbie yc/iyrn 
nepes HaxoanmyiocH b hom nocxonHHyio öasy, n flonroBoe 
xpeOoBanne, no KOXopoMy BbinnannBaioxcH npogeHXbi, peanb- 
Ho OXHOCMXCH K xaKOMy nocxoHHHOMy ynpexaeHMK) nnn xaKOü 
nocxoHHHOM öase. B xaxoM cxiynae npnivieHFiioxcH nonoxennn 
cxaxbM 7 MxiM cxaxbM 14 Hacxoninero CornaiueHMH. 

7. FIpoueHXbi CHMxaioxcFi boshmklummm b floroBapuBaio- 
meMCH [bcyaapcxBe xonaa, Koraa nx nnaxenbiuMKOM najinexcn 
caMO 3X0 iöcyflapcxBO, Oflua m ero seivienb unn OflHO m mx 
aflMMHMCxpaxMBHo-xeppnxopManbHbix oöpaaoBaHMM, nnöo pe- 
SMfleHx 3xoro löcyflapcxBa. Ecüm, oflnaKO, nnaxenbinMK npo- 
ueHXOB, HeaaBMCMMO ox xoro, HB/inexcn nn oh peaMflenxoM 
floroBapMBaiomerocH löcyflapcxBa mxim Hex, MMeex b floroBa- 
pMBaiomeMCH ibcyflapcxBe nocxoHHHoe ynpexaeHMe mhm 
nocxoHHHyio öasy, m ec/iM saflonxenHOCXb, no KoxopoM bbi- 
nxiäHMBatoxcH npouenxbi, oöpasoBaxiacb axih nyxA nocxoHH- 
Horo ynpexaeHMH mxim nocxoHHHOM öasbi, m ecxiM pacxoAti no 
Bbinxiaxe npouenxoB necyx nocxoHHHoe ynpexAeHMe mxim 
nocxoHHHan öasa, xo npoqeHXbi CHMxaioxcH boshmkaimmm b xom 
iöcyAapcxBe, b KoxopoM pacnonoxeHbi nocxoHHHoe ynpexAö- 
HMe MAM nocxoHHHan öaaa. 

8. Ecxim BcneACXBMe ocoöbix oxholashmm n/iexAy nnaxenb- 
AXMKOM M npaBOOönaAaxexieM mxim MexAy KaxAbiM m3 hmx m 
K aKMM-AMÖO XpeXbMM XIMUOM CyMMB npOUeHXOB OXHOCMXeXIbHO 
AonroBoro xpeöOBaHMH, na ocHoaaHMM KOxoporo OHa BbinxiaHM- 
BaexcH, npeBbimaex cyMMy, Koxopan öbma 6bi comacoaaHa 
MexAy nnaxexibuxMKOM m npaBOOönaAaxeneM npM oxcyxcxBMM 
XaKMX OXHOAjeHMM, XO nOAOXeHMH HaCXOHAXeM CXaXbM npM- 
MOHHioxcH xoAbKO K nocneAHOM ynoMHHyxoM cyMMe. B xaKOM 
cxiynae MSöbixoHHan cyMMa Moxex oöxiaraxbcn HanoroM b coox- 
BexcxBMM c aaKOHOAaxenbcxBOM kbxaoxo ms floroBapMBaio- 
AXMXCH fbcyAapcxB m c ynexoM mhbix noxioxeHMM HacxoHAxero 
CornameHMH. 

CxaTbo 12 

/lMLieH3M0HHbie nxiaTexM 

1. flMueH3M0HHbie nnaxexM, boshmklamo b floroBapMBaio- 
meiMCH IöcyAapcxBe m BbinnaHMBaeivibie pesMAöHxy Apyroro 
floroBapMBaiOAxerocH ibcyAapcxBa, Moryx oöxiaraxbcn HanoroM 
B 3X0M ApyroM IöcyAapcxBe. 

2. VKaaaHHbie AMueHSMOHHbie nnaxexM Moryx, OAHaKO, 
xaKxe oönaraxbCH nanoroM b xom floroBapMBaiOAxeMCH löcy- 

AapCXBe, B KOXOpOM OHM B03HMKAM, B COOXBOXCXBMM C 6X0 
saKOHOAaxexibcxBOM; ecAM, OAHaxo, npaeooönaAaxeneM AMiieH- 
SMOHHbix nnaxexeM HBxiHexcFi pesMAöHx Apyroro löcyAapcxBa, 
xo Hanor He Aoxixen npeBbiuxaxb: 

a) 10 npouenxoB ox eanoBOM cyMMbi AMLieHSMOHHbix nnaxe- 
xeM comacHO noAnynKxy a) nynKxa 3 nacxonuxeM cxaxbM; 
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b) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von nachstehendem Absatz 3 Buchstabe b 

nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die gezahlt werden 

a) für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von 
Urheberrechten an literarischen oder künstlerischen 
Werken, einschließlich kinematographischen Filmen, für die 
Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Namen, 
Bildern oder sonstigen vergleichbaren Persönlichkeits- 
rechten sowie für die Aufzeichnung der Veranstaltungen von 
Künstlern und Sportlern durch Rundfunk- oder Fernseh- 
anstalten; 

b) die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur- 
heberrechten an wissenschaftlichen Werken, von Patenten, 
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 
Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Bethebs- 
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner 
der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver- 
tragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der 
Betriebsstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden 
und trägt die Bethebsstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste 
Einrichtung liegt. 


(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 
gebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, 
das im anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt 
oder indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in 


b) 5 npoueHTOB ot eanoBoii cyMMbi nnueHSnoHHbix njiatexeM 
cornacHO noflnyuKTy b) nyHKxa 3 HactonmeM ctaTbu. 

3. VnoTpeönneMbiM b HacTonuteii CTaxbe xepiviMH «nugeH- 
SMOHHbie nnaTexM» oaHanaej BOSHarpaxfleHMH jikjööfo bmas, 
KOTopbie Bbin/iauMBaiOTcn aa: 

a) Mcno/ibSöBaHne hmöö npeflöCTaB/ieHne npaaa ncno/ibso- 
BaHMR aBTopcKMX npaB Ha npoMSBefleHMn /iHTeparypbi mhh 
MCKyccTBa, BKAiOHan KHHeiviaTorpacfiMHecKMe cjtMribMbi, aa 
HcnonbaöBaHHe riMöö npeflocjaB/ieHMe npaaa Mcno/ibao- 

BaHHR HMeH, nOpjpeTOB AHÖO MHblX aHajlörHHHblX AMHHblX 
npaB, a taKxe Bbin/iaxbi aa aanwcb npeflCJaB/ieHHH apxM- 
CTOB M cnoprcMeHOB, npoMaBefleHHyK) paflMO- m/ih reneKOM- 
naHMRMM; 

b) HcnonbaöBaHHe nnöö npeflöcraBneHHe npaea Hcnonbao- 
BaHHH aBTopcKHX npaB Ha npoHaBeflennn nayKH, najenTbi, 
ToproBbie anaKH, oöpaaubi nnn MOAenn, cxeMbi, ceKpejHbie 
cjjopMynbi HAH TexHonotHH, HAH aa nepeAany HHCjjopMauHH, 
KacaiOAieHcn npoMbimneHHoro, KOMMepnecKoro hah nayn- 
Horo onbua. 

4. FloAOxeHHH nyHKTOB 1 H 2 HacTOHmen cxarbH ne npnivie- 
HHioTCH, ecAH npaBOööAaAaxeAb, hbahkdlahhch peaHAöHTOM 
floroBapHBaiOLAerocn ibcyAapcTBa, ocyiAecTBAHer b ApyroM 
floroBapHBaiOLAeMCH IbcynapcTBe, b kotopöm bobahkah ah- 
ueHaHOHHbie nnarexH, npeAnpHHHMareAbCKyio AenreAbHOCTb 
nepea pacnonoxennoe b hbm nocroAHHoe ynpexAenne hah 
OKaabiBaex b aroivi ApyroM IbcyAapcxBe neaaBHCHMbie AHHHbie 
ycnytH nepea HaxoAnatyrocH b hbm nocxoHHHyio öaay, h npaBa 
HAH HMymecxBeHHbie ueHHOCXH, B oxHomeHHH Koxopbix npona- 
boaaxch AHueHaHOHHbie nnaxexH, peanbHO CBnaaHbi c xakhm 
nocxoHHHbiM ynpexAeHHOM hah xakoh aocxoahhoh öaaon. B xa- 
KOM CAynae npHMeHnroxcn nonoxennn cxaxbH 7 hah cxaxbH 14 
HacxoHAjero CörnaiAeHHA. 

5. JlHueHanoHHbie nnaxexH cnnxaioxcH BoanHKmHMH b flo- 
roBapHBaiomeMCH IbcynapcxBe xofab, KorAa hx nnaxenbuiHKOM 
HBAnexcH caMO axo locyAapcxBO, OAna na ero aeivieAb hah oaho 
na HX aAMHHHCxpaxHBHO-xeppHXopnaAbHbix oöpaaoBanHH, 
AHÖO peaHAöHX axoro löcyAapcxsa. Ecah, OAHaKO, nnaxeAbujHK 
AHueHaHOHHbix nnaxexen, neaaBHCHMO ox xoro, HBAnexcn ah 
OH peaHAöHxoM floroBapHBatOAjerocn löcyAapcxBa hah Hex, 
HMeex B floroBapHBaiOAieMCH locyAapcxBe nocxonnnoe ynpe- 
XAöHHe HAH nocxoHHHyio öaay, h ecAH oönaaxenbcxBO Bunna- 
HHBaxb xaKHe AHueHaHOHHbie nnaxexn öbino aphhaxo aaa nyxA 
nocxoHHHoro ynpexAeHnn hah aocxoahhoh öaabi, h ecAH no- 
cxoHHHoe yHpexAöHHe hah nocxoAHHan öaaa necyx pacxoAbi 
no Bbinnaxe AHueHaHOHHbix nnaxexen, xo xaKne nnaxexn chh- 
xaroxcn BoannKiAHMH b xom fbcyAapcxBe, b KOXopoM pacnono- 
xeHbi nocxoHHHoe yMpexAenne hah nocxoHHHan öaaa. 

6. Ecah BcneACxane ocoöbix oxHomeHHH MexAy nnaxenb- 
LAHKOM H npaBOOönaAaxeneM hah MexAy KaxAWM na hhx h 
K aKHM-AHöo xpexbHM AHuoM cyMMa AHueHaHOHHbix nnaxexeü 
oxHOCHxenbHO oö^en/ia ycnyr, nexauinx b hx ochobb, npeebi- 
maex cyMMy, Koxopan öbina öbi cornacoBaHa MexAy nnaxenb- 
LAHKOM H npaBOOönaAaxeneM npn oxcyxcxBHH xaxHX oxHome- 
HHH, xo nOAOXeHHH HaCXOHAjeH CXaXbH npHMOHHIOXCH XOAbKO 
K nocneAHOH ynoMHHyxoH cyMMe. B xakom cnynae HaöbixoHHan 
cyMMa Moxex oönaraxbcn nanoroM b cooxBexcxBHH c aaKOHO- 
AaxenbcXBOM KaxAoro na floroBapHBaiOAjHxcn ibcyAapcxB h 
c ynexoM HHbix nonoxennH Hacxonmero CornameHHn. 

CxaTbfl 13 

DpMÖblAb OT OTHyXfleHMn MMyUteCTBa 

1. ripHöbiAb, nonyHaeMan peauAenxoM floroBapHBaioiAe- 
rocn IbcyuapcxBa ox oxHyxAöHHH HeASHXHMoro HMyA4ecxBa, 
Koxopoe pacnoAOxeHO b ApyroM floroBapHBaioaieMCH löcyAap- 
cxBe, MOxex oönaraxbCH nanoroM b sxom ApyroM IbcyAapcxBe. 

2. ripHÖblAb ox OXHyXAÖHHH BKUHH H npOHHX AOASH yua- 
cxHn B KOMnaHHH, aKXHBbi KOXopoH npeHMyiAecxBeHHO, npsMO 
HAH KOCBBHHO COCXOHX Ha HSABHXHMOrO HMyAjeCXBa, paCOOAO- 
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einem Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Ver- 
äußerung einer solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem 
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung 
erzielt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 


(4) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, und von beweg- 
lichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahr- 
zeuge dient, können nur in diesem Vertragsstaat besteuert 
werden. 


(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 
4 nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 


Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger 
Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur 
Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Ver- 
fügung, so können die Einkünfte im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. Hält sich eine in einem Vertrags- 
staat ansässige natürliche Person insgesamt länger als 183 
Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während 
des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, im anderen 
Vertragsstaat auf, gilt sie für diese Zwecke als eine Person, der 
im anderen Vertragsstaat gewöhnlich eine feste Einrichtung zur 
Verfügung steht; die Einkünfte aus den oben genannten Tätig- 
keiten, die im anderen Staat ausgeübt werden, können dieser 
festen Einrichtung zugerechnet werden. In diesem Fall können 
die der festen Einrichtung zuzurechnenden Einkünfte ent- 
sprechend den für die Ermittlung der Unternehmensgewinne 
und ihre Zurechnung zu einer Betriebsstätte geltenden Grund- 
sätzen des Artikels 7 in diesem anderen Staat besteuert 
werden. 


(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Buchsachverständigen. 


Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne 
und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 


xeHHoro B floroBapMBatOLueMCFi IbcyflapcxBe, Moxer oöna- 
raxbCH HaxioroM b sxom IbcyaapcxBe. 

3. ripnöbijib ox oxHyxAeHMH flBMXMMoro MMymecxBa, npefl- 
cxaBAHtOLuero coöoü aKxwBbi nocxonnHoro ynpexAeHnn, koxo- 
poe npeAnpnnxne floroBapuBaiOArerocn IbcyAapcxBa nivieex 
B ApyroM floroBapMBaiotAeMCFi IbcyAapcxBe, unn oxHOcniAero- 
cn K nocxoHHHOM öase, KoxopoM pacnonaraex peswAenx floro- 
BapuBaiOArerocH IbcyAapcxBa aah OKasannn HeaaBMCMMbix 
AMHHbix ycnyr b ApyroM florosapnBaiOAreMCH IbcyAapcxBe, 
BKAiOHan xaKne cyMMbi npnöbinn, Koxopbie usB/ieKatoxcn b cbh- 
3M c oxHyxAöHweM xaKoro nocxoHHHoro ynpexAeHnn (oxAenb- 
Ho MAM BMecxe c ocxanbHbiM npeAnpnnxweivi) mam xakom 
nocxoAHHOM öasbi, Moxex oÖAaraxbcn HaAoroM b sxom ApyroM 
IbcyAapcxse. 

4. ripnöbiAb, ncAynaeMan npeAnpnaxneM floroBapuBaio- 
ArerocH IbcyAapcxsa ox oxHyxASHMH MopcKMx mam BOSAyujHbix 
cyAöB, 3KcnAyaxMpyeMbix b MexAynapoAHbix nepeBOSKax, a 
xaKxe ABMXMMoro MMyiAecxBa, npeAHasHaneHHoro aah 3kc- 
nAyaxauMM xaKMX MopcKMx mam BOSAyajHbix cyaoB, Moxex o6- 
AaraxbCA naAoroM xoabko b 3xom floroBapMBatOAjeMcn Ibcy- 
Aapcxse. 

5. ripMÖblAb ox OXHyXAÖHMH MMyiABCXBa, He 0603HaHeH- 
Horo B nyHKxax 1 - 4 HacxoAAjeM cxaxbM, Moxex oÖAaraxbcn 
HaAoroM xoAbKo B floroBapMBaiOAteMCA IbcyAapcxse, pesMAöH- 
xoM Koxoporo ABAnexcH AMuo, oxnyxAaiOAree 3xo MMyatecxBO. 

CxaTbo 14 

HesaBMCMMbie nMHHbie ycnym 

1. floxoAbi, noAynaeMbie pesMAöHxoM floroBapMBarame- 
rocA IbcyAapcxsa ox OKasaHMA npocheccMOHaAbHbix ycAyr mam 
ox npoABM ASAxeAbHOCXM HesaBMCMMoro xapaKxepa, Moryx 
oÖAaraxbCA HaAoroM xoabko b 3xom IbcyAapcxse, ecAM xoabko 
3X0 AMuo b ApyroM floroBapMsatOAjeMCA IbcyAapcxse aaa 
ocyujecxBAeHMA cboom ASAxeAbHocxM oöbiHHO He pacnoAaraex 
nocxoAHHOM 6a30M. Ecam oho pacnoAaraex xaKOM aocxoahhom 
6a30M, xo AOxoAbi Moryx oÖAaraxbCA naAoroM b 3xom ApyroM 
IbcyAapcxse, oahsko AMAJb nocxoAbKy, nocKOAbKy ohm Moryx 
öbixb oxHeceHbi K 3X0M nocxoAHHOM öase. B CAynae ecAM cjjM- 
SMHecKoe AMuo, ABAAioAjeecA pesMAeHxoM florosapMBaioAre- 
rocA IbcyAapcxsa, npeöbisaex b ApyroM floroBapMsaKtAjeMCA 
IbcyAapcxse b oöareM caoxhocxm 6onee 183 ahbm b xenesMe 
Aioöoro 12-MecAHHoro nepMOAa, naHMHaiOAjerocA mam saKaH- 
HMsaiOAjerocA b cooxBexcxByrouteM HaAorosoM roAy, xo oho 
B 3X0M CBA3M cHMxaexcA AMLjoM, Koxopoe oöbiHHo pacnoAaraex 
nocxoAHHOM öasoM B 3X0M ApyroM IbcyAapcxse; AOxoAti ox 
ocytitecxBAeHMA b 3xom ApyroM IbcyAapcxse ynoMAHyxoM sbi- 
me ASAxeAbHOCXM Moryx öbixb oxHecesbi k 3xom aocxoahhom 
öase. B xaKOM CAynae aoxoabi, oxHOcamMecA k aocxoahhom 
öase, Moryx oÖAaraxbCA naAoroM b 3xom ApyroM IbcyAapcxse 
B cooxsexcxBMM c npMHLjMnaMM cxaxbM 7 HacxoALAöro CorAa- 
meHMA no MCHMCAenMio cyMM npMöbiAM ox npeAnpMHMMaxeAb- 
CKOM AeAXeAbHOCXM M MX OXHeCeHMK) K nOCXOAHHOMy yHpe>KAe- 
HMK). 

2. TepMMH «npocfteccMOHaAbHbie ycAyrM» BKAionaex, b nacx- 
HocxM, HesasMCMMO ocyiAecxBAAeMyio HayHHyio, AMxepaxyp- 
Hyio, BOcnMxaxeAbHyio mam npenoAasaxeAbCKyio AeAxeAb- 
Hocxb, HesasMCMMO ocyajecxBAAeMyio AeAxeAbHocxb b oö- 
AacxM MCKyccxB, a xaxxe HesaBMCMMyto AeAxeAbHocxb spa- 
HeM, cxoMaxoAoroB, aAsoKaxos, MHxeHepos, apxMxeKxopos m 
SK cnepxoB b oöabcxm öyxraAxepcKoro ASAa. 

CxaTbo 15 

Paöoxa no HaiiMy 

1. C ynexoM noAOxeHMM cxaxeü 16-19 HacxoAiAero Coraa- 
meHMA xaAOsaHbe, sapaöoxHaA naaxa m aHaAoxMHHbie bos- 
Harpa>KAeHMA, noAynaeMbie pesMAöHxoM florosapMBaKtiAerocA 
IbcyAapcxsa ox paöoxbi no HaÜMy, Moryx oÖAaraxbCA HaAoroM 
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anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 


a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 
Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres 
beginnt oder endet, aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Bethebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 2 finden keine 
Anwendung auf Vergütungen für Arbeit im Rahmen gewerbs- 
mäßiger Arbeitnehmerüberlassung. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 
Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs ausgeübt wird, das im 
internationalen Verkehr von einem Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats betrieben wird, in diesem Staat besteuert werden. 


Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähn- 
liche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Ver- 
waltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Ver- 
tragsstaat ansässig ist, können im anderen Staat besteuert 
werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1 ) Ungeachtet der Artikel 7, 1 4 und 1 5 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 


(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen 
Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 
14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder 
einem seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
oder von einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten 
Einrichtung finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte 


TonbKO B 3TOM löcyflapcTBe, ecnn TonbKO paöoxa ue Bbinon- 
HHeTCH B flpyroM floroBapnBatomeMcn IbcyflapcTBe. Ecnn 
paöoxa BbinonuneTCH b hom, to nonyHeuHbie b 3tom cbhsm 
B03Harpa>KfleHMH Moryx oönaraxbCH HanoroM b 3xom apyroM 
[öcyaapcxBe. 

2. HecMoxpH Ha noxioxeMna nyHKxa 1 Hacxoameü cxaxbH, 
BOSHarpaxfleHMH, noxiyuaeMbie pesnflenxoM floroBapnsatoure- 
rocH Ibcyflapcxsa b cbhsm c paöoxoti no uaMMy, ocymecxBjiH- 
eMOM B flpyroM floroBapnBatomeiviCH IbcyflapcxBe, Moryx oöxia- 
raxbCH HanoroM xoxibKO b nepBOM ynoMHHyxoM IbcyflapcxBe, 
ecnn: 

a) nonyHaxexib npeöbiaaex b ApyroM locyAapcxBe b oölaom 
cjioxHOCXM He öonee hom 183 ahh b xeneHwe ntoööro abb- 
HaAuaxMMecHHHoro nepnoAa, HannHaiOAierocFi mxim aaKan- 
HMBaroiAerocH b cooxBexcxsyiOLAeM uanöroBOM roAy, h 

b) BOsnarpaxAeHMH BbinnaHWBaioxcH paööxoAaxexieivi mxim ox 
MMeHM paöoxoAaxexiH, KOXopaiM ne HBxiHexcH pesMAeuxoM 
Apyroro FocyAapcxBa, m 

c) pacxoAbi no Bbinxiaxe BOSHarpaxAennM ne necyx nocxonn- 
Hoe ynpexAenne mam nocxonuHan öaaa, Koxopbie paöoxo- 
Aaxexib MMeex b ApyroM IbcyAapcxBe. 

3. rionoxeHMn nyuKxa 2 HacxoniAeü cxaxbM ne npHMenn- 
K)xcn K B03HarpaxAeHMHM b cbh3m c paöoxoM HaeMHUX pa- 
ÖOXHMKOB B paMKaX KOMMepUeCKOH CAaHM MX B apeHAy. 

4. HecMoxpn na npeAbiAyiAMe nonoxeHMn HacxoniAeM 
cxaxbM, BoaHarpaxAöHMH 3a paöoxy no HaMMy, Koxopan ocy- 
utecxBAnexcn na öopxy MopcKoro mam BoaAyruHoro cyAna, 3kc- 
HAyaxMpyeMoro npeAnpMHXMOM floroBapnaaiotAerocFi löcyAap- 
cxBa B MexAynapoAHbix nepesooKax, Moryx oÖAaraxbcn Ha- 
AoroM B 3X0M floroBapMBaiOLAeMCH locyAapcxBe. 

CxaTbn 16 

BosHarpaxfleHMA HACHaM HaSniOAaTe/ibHbix 
coaeTOB M coBeroB AMpeKxopoB 

Bo3HarpaxAeHMn HAOHaivi HaöAiOAaxeAbHbix coBexoB mam 
coBexoB AMpeKXopoB M aHaAorMHHbie BbinAaxu, ncAynaeMbie 
pe3MAeHX0M floroBapMBaiOLAerocH locyAapcxBa b KanecxBe 
HAena HaÖAiOAaxeAbHoro coaexa mam coaexa AMpeKxopos 
KOMnaHMM, ABAHiOLAeMCH pe3MAeHX0M Apyroro floroaapMBa- 
tomerocn IbcyAapcxaa, Moryx oöAaraxbcn HaAoroM b 3xom Apy- 
roM FocyAapcxae. 

CxaTbn 17 

ApXMCTbl M CnOpTClt/ieHbl 

1. HecMOxpn na noAOxeHMn cxaxeM 7, 14 m 15 Hacxonurero 
CorAameHMA, AOxoAbi, ncAynaeivibie peaMAöHxoM floroaapM- 
Batomerocn [öcyAapcxaa b Kanecxae apxMcxa-McnoAHMxeAH, 
xaKoro, KaK apxMcxa xeaxpa, kmho, paAMO m xeAeBMAeHMn, mam 
M y3biKaHxa, a xaKxe b KaHecxae cnopxcMeHa ox ero amhho 
ocyiAecxBAneMOM AenxeAbHOCXM b ApyroM floroBapnaatoujeM- 
CH locyAapcxBe, Moryx oöAaraxbcn HaAoroM b 3xom ApyroM 
löcyAapcxae. 

2. B CAynae ecAM aoxoahi ox ocyiAecxBAneMOM amhho ap- 
XMCXOM MAM CnOpXCMeHOM B XBKOM CBOOM KaueCXBe AenxeAb- 
HOCXM HaHMCAHtoxcn He caMOMy apxMCxy mam cnopxcMeHy, a 
MHOMy AMUy, XO 3XM AOXOAbl, HBCMOXpA Ha nOAOXeHMA cxaxeM 7, 
14 M 15 Hacxonujero CorAameHMn, Moryx oÖAaraxbcn HaAoroM 
B xoM floroaapMBaiOAjeMcn löcyAapcxae, b KOxopoM apxMCx 
MAM cnopxcMeH ocyiAecxBAnex cbok) AenxeAbHOCXb. 

3. rioAOxeHMn nyHKXoa 1 m 2 HacxonujeM cxaxbM ne npM- 
Mennroxcn k AOXOAaM ox AenxeAbHOCXM, ocyurecxBAneiviOM ap- 
xMCxaMM MAM cnopxcMOHaMM B floroBapMBaiOAjeMCH IbcyAap- 
cxBe, ecAM MX npeöbiBaHMe b 3xom IbcyAapcxse noAHOCXbio mam 
npeMMyurecxBeHHO cf)MHaHCMpyexcn 3a cnex rocyAapcxaeHHbix 
cpeACXB Apyroro floroBapnaaroujerocn IbcyAapcxsa, oahom m3 
ero aeMOAb mam OAHOro m3 mx aAMMHMCxpaxMBHO-xeppMxo- 
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nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person 
ansässig ist. 


pnajibHbix oöpaaoBaHnil, anöo HeKOMMepnecKOM opraHMsa- 
uneil, npnsHaHHOii b 3tom flpyroM ibcyflapcTBe oöiuecTBeHHO 
nonesHOM. B tskom c/iynae floxoflbi Moryx oönaraTbcn tojibko b 
A oroBapwBaiomeMCH focyflapcTBe, pesMAeHJOM Koroporo 
RB/ineTCFI apTMCT MAM cnopjcMeH. 


Artikel 18 
Ruhegehälter, 

Renten und ähnliche Vergütungen 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 können Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen oder Renten, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person aus dem anderen Ver- 
tragsstaat erhält, nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 


(2) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung für 
politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 
von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungsleis- 
tungen) oder des Wehr- oder Zivildienstes oder eines Ver- 
brechens, einer Impfung oder ähnlicher Vorkommnisse zahlt, 
können abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden. 


(3) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, 
der regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich 
oder während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeit- 
abschnitts aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese 
Zahlungen als Gegenleistung für eine in Geld oder Geldeswert 
bewirkte angemessene Leistung vorsieht. 


CraTbn 18 

rieHCMM, peHTbi M aHaAorMHHbie BbinnaTbi 

1. C ynexoM nonoKeHMÜ nyHKta 2 ctatbn 19 HacToniAero 
CornameHMR neHcnn n aHanornHHbie B03Harpa>KAeHMH mam 
peHTbi, KOTopbie ncAynaex peanASHT floroBapnBatoiAerocn 
IbcyAapcTBa ns Apyroro floroBapMBatoiAerocn fbcyAapcTBa, 
Moryj oöAaraTbcn HaAoroM toabko b nepBOM ynoMAHytOM 
IbcyAapcTBe. 

2. flepnoAUHecKMe m eAUHOBpeivieHHbie BOSHarpaxAeHnn, 
KOTopbie BbinAannBaeT florosapnBaiOAteecH IbcypapcTBO mv\ 
oaho m3 ero aAMMHMCTpaTMBHO-TeppnTopnaAbHbix oöpaao- 
BaHUM pesMAeHTy Apyroro florosapnBaiOAierocn IbcypapcTBa 
B BOSMeujeHMe yutepöa, noHeceHHoro BCAeACtsne noAnxn- 
necKoro npecAeAOBaHi/iH, b BoaMeaieHne npoxMBoaaKOHHOcxn 
MAM yajepöa BCAeACXBue BoeHHUX AeMCXBnfi (BKAiOHan kom- 
neHcauMOHHbie sbinAaxbi n nocoSnn), oönsaxeAbHoü BoeHHOw 
MAM aAbxepHaxMBHOM xpaxAaHCKOM CAyxtöbi, npecxynAOHMFi, 
npMBMBKM MAM aHAAOrMHeCKMX COÖbIXMM, Moryx oÖAaraxbCA 
HBAOroM xoAbKO B nepBOM ynoMHHyxoM IbcyAapcxBe, b oxam- 
4Me ox noAO>KeHMM nyHKxa 1 HacxonA4eM cxaxbM. 

3. TepMMH «peHxa» osHanaex onpeAeAeHHyio cyMMy, koxo- 
pan peryAnpHO BbinAaHMBaexcn b ycxaHOBAeHHbie cpoKM, 
no>KM3HeHHO MAM Ha npoxHxeHMM onpeAeAeHHoro amöo onpe- 
AOAMMoro nepMOAa BpeivieHM, Ha ocHOBaHMM oönaaxeAbcxBa, 
npeAycMaxpMBaiOAjero 3 xm Bbinnaxbi b KanecxBe BOSMeuteHMn 
3a aAeKsaxHyK) ycAyry, npeAOCxaBAeHHyto AenbraMM mam 
M axepMaAbHbIMM UeHHOCXRMM. 


Artikel 19 


CraTbn 19 


Öffentlicher Dienst 


IbcynapcTBeHHan cny)K6a 


( 1 ) 

a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Staates an eine natürliche Person für die diesem Staat, 
einem seiner Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder 
einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
geleisteten Dienste gezahlt werden, können nur in diesem 
Staat besteuert werden. 


b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat 
ansässig ist und 

aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder, einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 
Staates oder aus von diesem Staat, einem seiner Länder, 
einer ihrer Gebietskörperschaften oder einer anderen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts errichteten 
Sondervermögens an eine natürliche Person für die diesem 


1 . 

a) XaAOBaHbe, aapaöoxHan nAaxa m aHaAorMHHbie sosHa- 
rpa>KAeHMH, sa MCKAioneHMeM nencMM, BbinnaHMBaeivibie 
floroBapMBaiOA4MMCH IbcyAapcxBOM, oahom m3 ero seMenb 
MAM OAHMM M3 MX aAMMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpMaAbHblX 
oöpaaosaHMM, amöo mhuim kjpmamhockmm amuom nyöAMHHO- 
npaBOBoro cxaxyca 3xoro IbcyAapcxBa cjtMSMHecKOMy AMpy 
3a CAyxöy, ocyiAecxBAneMyio aaa 3xoro IbcypapcxBa, oa- 
hom M3 ero SeMBAb, OAHOXO M3 MX aAMMHMCXpaXMBHO-Xep- 
pMXOpMaAbHblX OÖpaSOBaHMM, MAM MHOXO tOpMAMHeCKOrO 
AMua nyöAMHHO-npaBOBoro cxaxyca Moryx oÖAaraxbcn 
HaAoroM xoAbKO B 3X0M löcyAapcxBB. 

b) VKaaaHHbie sosHarpaxAeHMn Moryx, oahako, oÖAaraxbcn 
HaAoroM xoAbKO B ApyroM floroBapMBafomeMCH Ibcypapcx- 
Be, ecAM yKasaHHan CAyxöa ocyiAecxBAnexcH b 3xom Apy- 
roM IbcyAapcxBe m cjiMSMHecKoe amuo HSAHexcn pesMAen- 
xoM AaHHoro IbcypapcxBa, a xaxxe: 

aa) RBAHexcH HapMOHaAbHbiM AMLiOM AaHHOxo IbcypapcxBa 

MAM 

bb) cxaAO pesMAenxoM AanHoro IbcypapcxBa ne xoabko 

AMLAb B UeAHX OCyAjeCXBAeHMH CAyXÖbl. 

2 . 

a) riencMM, BbinAaHMBaeMbie floroBapMBaKDiAMMcn Ibcypapcx- 

BOM, OAHOM M3 6X0 aeMBAb MAM OAHMM M3 MX BAMMHM- 
CXpaXMBHO-XeppMXOpMAAbHblX OÖpaSOBaHMM, AMÖO MHbIM 
lopMAMHecKMM AMpoM nyöAMHHO-npaBOBOxo cxaxyca 3xoro 
IbcyAapcxBa mam 3a cnex cjiOHAa, cosAanHoro 3xmm focy- 
AapCXBOM, OAHOM M3 eXO SeMBAb MAM OAHMM M3 MX aAMMHM- 
CXpaXMBHO-XeppMXOpMAAbHblX OÖpaSOBaHMM, AMÖO MHbIM 
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Staat, einem seiner Länder, einer ihrer Gebiets- 
körperschaften oder einer anderen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Ver- 
tragsstaat besteuert werden, wenn die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses 
Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder, einer ihrer Gebiets- 
körperschaften oder einer anderen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts dieses Staates erbracht werden, ist Arti- 
kel 15, 16, 17 oder 1 8 anzuwenden. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im 
Rahmen eines Programms der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von 
diesem Staat, dem Land oder der Gebietskörperschaft bereit- 
gestellt werden, an Fachkräfte oder freiwillige Helfer gezahlt 
werden, die in den anderen Vertragsstaat mit dessen 
Zustimmung entsandt worden sind. 


Artikel 20 

Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausche 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung 
aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat 
ansässig war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese 
Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, 
vorausgesetzt, dass diese Vergütungen von außerhalb dieses 
Staates bezogen werden. 


(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der 
sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder 
zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erst- 
genannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 


Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per- 
son, die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, 
können ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus un- 
beweglichem Vermögen nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen Vertragsstaat 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Bethebs- 


lopMflMuecKMM jingoM nyöriMHHO-npaBOBoro ctaryca aroro 
löcyfläpcTBa ctJMSMuecKOMy jingy sa cny>K6y, ocymecT- 
BneHHyio ann eroro IbcyflapcTBa, oahom ms ero seiviejib, 
OflHOrO MS MX aflMMHMCTpaTMBHO-XeppMTOpManbHblX o6pa- 
soBauMM, MtiM MHoro KtpMflMHecKoro nMua nyönMUHO-npa- 
BOBoro craryca, Moryx oönaraxbcn HaxioroM xonbKO b sxom 
I bcyflapcxBe. 

b) VKasauHbie neucMM Moryx, ofluaKO, oönaraxbcn naxioroM 
xojtbKO B flpyroM floroBapMBatomeMcn IbcynapcxBe, ecnM 
cjtMSMHecKoe nMuo nBxinexcFi pesMAeuxoM m HauMOHanbHbiM 
nMuoM sxoro Apyroro IbcyAapcxBa. 

3. B oxHOLueHMM BOSHarpaxAeHMM m neucMM sa ycnyrM, 
OKasbiBaeMbie b cbhsm c npeAnpMHMiviaxenbCKOM AenxeAb- 
HocxbK) floroBapMBaiOLAerocfl IbcyAapcxBa, oahom ms ero 
seivienb, OAuoro ms mx aAMMHMcxpaxMBHO-xeppMxopMaAbubix 
oöpasoBaHMM, MxiM MHoro lopMAMHecKoro AMua nyönMHHO-npa- 
BOBoro cxaxyca, npMMeHmoxcn noAOxeHMH cxaxbM 15, 16, 17 
MAM 18 HacxoHLAero CorAaiueHMFi. 

4. FlonoxeuMH nyuKxa 1 HacxonmeM cxaxbM npMMeHnfoxcn 
cooxBexcxBeuHo k BOSHarpaxAeuMFiM, BbinAauMBaeMbiM b 
paMKax nporpaiMMbi xexHMuecKOM bomolam floroBapMBaioure- 
rocn IbcyAapcxBa, oahom ms ero seivieAb mam oahoxo ms mx 
aAMMHMCxpaxMBHO-xeppMxopMaAbHbix oöpasoBaHMM sa cnex 
CpeACXB, BblASAAeMblX MCKAK)HMXeAbHO SXMM lOCyAapCXBOM, 
SXOM SeMAeM MAM SXMM XeppMXOpMaAbHO-SAMMHMCXpaXMBHblM 
OÖpaSOBaHMeM, CneUMSAMCXaM mam AOÖpOBOAbHUM nOMOAJHM- 
KaM, HanpaBASHHbiM B Apyroe floroBapMBaKJureecn IbcyAap- 
CXBO c ero corAacMH. 

Cxaibn 20 

flpenoflaBareAM, yHMTenn m cxyAeHTbi 

1. chMSMuecKoe amuo, HaxoAHUjeecH no npMrAameHMio flo- 
roBapMBaiOA4erocH IbcyAapcxBa mam yHMBepcMxexa, Bbicmero 
yHeöHoro saBeASHMH, ujKOAbi, Mysen mam KaKoro-AMöo MHoro 
ynpexAeHMH KyAbxypbi sxoro floroBapMBaiourerocA IbcyAap- 
cxBa, MAM B paMKax ocjjMUMaAbHoro KyAbxypHoro oÖMeHa b 
SXOM floroBapMBaiOAreMCH IbcyAapcxBe ne öOAee Asyx Aex 
MCKAtOHMxeAbHO c usAbio ocyAjecxBASHMH npenoAaBaxsAb- 
CKOM AenxeAbHOCXM, HXeHMA ASKUMM MAM ocyurecxBAeHMA 
MCCASAOBaxeAbCKOM AenxeAbHOCXM b yKasaHHOM ynpexAeHMM 
M HBAHiOAteecn pesMAenxoM Apyroro floroBapMBatomerocn 
IbcyAapcxBa mam BnAOXb ao BtesAa b nepBoe ynoMAHyxoe 
IbcyAapcxBO HBAnBUjeecn xaKOBbiM, ocBo6o>KAaexcn ox hbao- 
rooÖATOKeHMH B SXOM nepBOM IbcyAapcxBe b oxHomeHMM noAy- 
HeHHbix sa yKasaHHyto AenxeAbHocxb BosnarpaxAeHMM npM 
ycAOBMM, Hxo AaHHbie BOSHarpaxAeHMH noAyneHbi ms mcxoh- 
HMKOB sa npeAeASMM sxoro IbcyAapcxBa. 

2. BbinAaxbi, npeAHasHaneHHbie aaa nproxMBaHMn, yneöbi 
MAM noAroxoBKM, Koxopbie noAynaex cxygenx, npaxxMKaHX mam 
ynaurMMcn, HaxoAHLAMMcn b floroBapMBaiOAjeMcn IbcyAapcxBe 

MCKAlOHMXeAbHO C UeAbK) yHeÖbl MAM nOArOXOBKM M HBAAIO- 
mMMcn pesMAöHXOM Apyroro floroBapMBaiOA4erocn IbcyAapcxBa 
MAM BnAOXb AO BbesAa B nepBoe ynoMAHyxoe IbcyAapcxBO 
ABAABAIMMCH XaKOBbIM, He nOAAeXaX HaAOrOOÖAOXeHMK) B nep- 
BOM ynoMHHyxoM IbcyAapcxBe, ecAM mcxohhmkm sxmx Bbinnax 
HaxoAHxcn sa npeAenaMM sxoro IbcyAapcxBa. 

Cxaibn 21 
MHbie flOXOflbl 

1. floxoAbi, noAynaeMbie pesMAenxoM floroBapMBatomero- 
cn IbcyAapcxBa, Koxopbie ne paccMaxpMBanMCb b npeAbiAyaiMX 
cxaxbnx nacxonurero CorAameHMH, nesaBMCMMO ox mx npoMC- 
xoxAeHMA Moryx oÖAaraxbcn nanoroM xoabko b sxom IbcyAap- 
cxBe. 

2. noAO>KeHMH nyHKxa 1 nacxonmeM cxaxbM He npMMenn- 
lOXCH K AOXOAaM, MHbIM, HOM AOXOAbl OX HSABMXMMOrO MMy- 
AtecxBa, ecAM noAynaxenb, nBnnioutMMCH pesMAenxoM floro- 
BapMBaiomerocH IbcyAapcxBa, ocyiAecxBAnex b ApyroM floro- 
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Stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall 
ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(3) Ungeachtet der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
können Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per- 
son in Gestalt von Spielgewinnen aus Spielbanken und 
Lotterien sowie ähnliche Einkünfte, die aus dem anderen Ver- 
tragsstaat stammen, in dem anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat 
liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem 
Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr 
betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in 
diesem Vertragsstaat besteuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden die Einkünfte aus der Republik Aserbaidschan 
sowie die in der Republik Aserbaidschan gelegenen Ver- 
mögenswerte ausgenommen, die nach diesem Abkommen 
in der Republik Aserbaidschan besteuert werden können 
und nicht unter Buchstabe b fallen. 

Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur dann, wenn diese Dividenden an eine in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft 
(jedoch nicht an eine Personengesellschaft) von einer in der 
Republik Aserbaidschan ansässigen Gesellschaft gezahlt 
werden, deren Kapital zu mindestens 10 vom Hundert 
unmittelbar der deutschen Gesellschaft gehört, und bei der 
Ermittlung der Gewinne der ausschüttenden Gesellschaft 
nicht abgezogen worden sind. 

Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 
solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 


sapusaiotueMCH [bcyaapcTBe npeflnpnHMMatetibCKyio flen- 
Te/ibHocTb uepes pacnonoxeuHoe b hbm nocTosHHoe yupe- 
xfleHwe Man OKasbiBaex b 3tom ApyroM IbcyflapcxBe HeaaBn- 
CMMbie anuHbie ycayrn uepes HaxoABUfytocH b hbm noctoHHHyio 
öasy, M npaea vtm MMyLAecTBeHHbie peHHOc™, b OTHomeHnn 
KOTopbix BbinaauMBaiOTCH 3tm AOxoAbi, peaabHO CBBsaHU c xa- 
KHM nocTOBHHbiM yupexAeHMeivi mam taKOM nocTOSHHOM öaaoM. 
B TaKOM cayuae npnMeHaiOTCH noaoxeHna craxbn 7 nan 
CTaxbn 14 HacToautero CoraameHna. 

3. HecMOjpa aa noaoxeana nyaKTOB 1 n 2 HacToatpeM 
CTaTbM, AOxoAbi B BPAS BbiprpbipjeM OT KasMHO p aoTepeä, a 
TaK>Ke Apyrpo noAOöabie aoxoapi pesPAeata floroBappBaio- 
Pteroca locyAapcTBa, BoaaPKUjpe b ApyroM floroBappBaio- 
meMca IbcyAapcTBe, Moryx oöaaraxbca aaaoroM b 3xom ApyroM 
[öcyAapcTBe. 

CxaTba 22 
klit/iyptecTBO 

1. HeABPxPMoe PMyutecxBO, nppaaAaexautee pesPAeaxy 
AoroBappBaiOPteroca fbcyAapcxBa p pacnoaoxeaaoe b ApyroM 
floroBappBaiOPteMca IbcyAapcxBe, MO>KeT oöaaraxbca aaaoroM 
B 3T0M ApyroM IbcyAapcTBe. 

2. flBPXPMoe PMyptecTBO, npeACxaBaaioptee coöop bkxp- 
Bbi nocxoaaaoro yapexAeapa, Koxopoe npeAnppaxpe floroBa- 
ppBaiOPteroca fbcyAapcxBa PMeex b ApyroM floroBappBaio- 
PieMca [öcyAapcxBe, pap oxaocapjeeca k nocxoaaaop öaae, ko- 
xopop pacnoaaraex pesPAeax floroBappBatoureroca Focy- 
AapcTBa Aaa OKasaapa aeaaapCPMbix apaabix ycayr b ApyroM 
floroBappBaiOPteMca IbcyAapcxBe, Moxex oöaaraxbca aaaoroM 
B 3X0M ApyroM IbcyAapcTBe. 

3. MopcKpe PAP B03AypJabie cyAa, OKcnayaxppyeMbie 
npeAnppaxpeM floroeappBaiOPteroca IbcyAapcxea b MexAyaa- 
poAabix nepeBOSKax, a xaKxe abpxpmob PMymecxBO, npeA- 
aasaaaeaaoe Aaa 3Kcnayaxappp xaKPX MopcKPX pap bo3- 
Aypjabix cypoB, Moryx noAaexaxb aaaorooöaoxeapio xoabKO 
B 3X0M floroBapPBaiOPteMca IbcyAapcxBe. 

4. Bce pabie aaeMeaxbi PMypjecxBa pecPAeaxa floroeapp- 
Baiopteroca IbcypapcxBa Moryx oöaaraxbca aaaoroM xoabKO 
B 3X0M IbcyAapcxBe. 

CxaTba 23 

ycTpaaeape abophoxo HaaorooönoxeHPa 

1. nppMeapxeabao k peoPAeaxy cPeAepaxPBaop Pecnyöap- 
KP lepMaapa aaaorp ycxaaaBAPBaioxca caeAytoutPM oöpaaoM: 

a) l/l3 aaaoroBOP öa3bi repMaacKPX aaaoroB pcKaioaaKtxca 
AOxoAbi P3 A3epöaPA>KaacK0P PecnyöaPKP, a xaKxe pac- 
noaoxeaabie b AaepöaPAxaacKOP PecnyöaPKe PMymecx- 
Beaabie ueaaocxp, Koxopbie b cooxBexcxBPP c aacxoamPM 
CoraameapeM Moryx oöaaraxbca aaaoroM b AaepöaPAxaa- 
CKOP PecnyöAPKe p ae noAnaAaiOT noA ASPCXBPe noA- 
nyaKxa b) aacxoamero nyaKxa. 

ripPMeapxeabao k AOxoAaM ox APBPAeaAOB npeAbiAyujpe 
noaoxeapa nppMeaaioxca xoabKO b cayaae, ecap 3xp 
APBPAeaAbi BbinaaaPBaiOTca KOMnaapp (3a PCKAtoaeapeM 
TOBappAjecTBa), aBaaiOA<ePca peaPAsaxoM OeAspaxPBaop 
PecnyöAPKP lepMaapa, KOMnaapep, aeaaramepca pe3P- 
AeaxoM AaepöaPAxaacKOP PecnyöaPKP, Kanpxaa Koxopop 
nppaaAaexpx ae Meaee hbm aa 10 npoueaxoB aeno- 
cpeACXBeaao repMaacKOP KOMnaapp, p ecap oap ae öbiap 
BbiHxeabi npp pcapcaeapp nppöbiap KOMnaapp, Bbinaaap- 
Baiomep APBPAsaAbi. 

Aaa geaep aaaorooöaoxeapa PMyujecxBa p3 aaaoroBOP 
öa3bi repMaacKPX aaaoroB pcKatoaaiOTCa xaKxe AoaeBbie 
yaacTPa, APBPAsaAbi no KoxopbiM, ecap öbi oap Bbinaa- 
apBaaPCb, noAaexaap öbi pcKaioaeaPK) p3 aaaoroBOP öa- 
3bi coraacao noaoxeapaM npeAbiAyufPX aacxep aacxoa- 
Atero noAnyaKxa. 
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b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des 
deutschen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die aserbaidschanische Steuer angerechnet, die 
nach aserbaidschanischem Recht und in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden 
ist: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der Republik 
Aserbaidschan besteuert werden können; 

ee) Einkünfte, die nach Artikel 15 Absatz 3 in der Republik 
Aserbaidschan besteuert werden können; 

ff) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

gg) Einkünfte im Sinne des Artikels 1 7. 

c) Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die Be- 
stimmungen des Buchstabens b anzuwenden auf Einkünfte 
im Sinne der Artikel 7 und 10 und die diesen Einkünften 
zugrunde liegenden Vermögenswerte, wenn die in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Person nicht nach- 
weist, dass die Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in dem 
sie den Gewinn erzielt hat, oder die in der Republik 
Aserbaidschan ansässige Gesellschaft in dem Wirtschafts- 
jahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre 
Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 des deutschen 
Außensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten bezieht; 
Gleiches gilt für unbewegliches Vermögen, das einer 
Betriebsstätte dient und die daraus erzielten Einkünfte 
(Artikel 6 Absatz 4) sowie für die Gewinne aus der Ver- 
äußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13 
Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das Betriebs- 
vermögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 1 3 Absatz 3). 


d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens von der 
deutschen Steuer ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Festsetzung ihres Steuersatzes zu 
berücksichtigen. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zuge- 
ordnet oder verschiedenen Personen zugerechnet 
werden (außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich 
nicht durch ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 
regeln lässt und wenn aufgrund dieser unterschied- 
lichen Zuordnung oder Zurechnung die betreffenden 
Einkünfte oder Vermögenswerte unbesteuert blieben 
oder niedriger als ohne diesen Konflikt besteuert 
würden oder 


b) C ynexoM nonoxennü repiviaHCKoro Hanorosoro saKOHO- 
flaxe/ibCTBa o nponsaoflCTBe saneTa wHocTpaHHbix nano- 
roB npn oönoxeHMn repMaHCKMMw HajioraiviM, BSMMaeivibiMM 
c flOXOAa, npMMeHMTenbHO k HnxenpnBefleHMbiM aoxoabm 
npoMSBOflMTCH saHeT asepöaMflxaHCKMX nanoroB, ynjia- 
HeHHbix no 3TMM floxoABM comacHo saKOHOflajenbCTBy 
AsepöaMflxaHCKOM Pecnyö/iMKM n b cooTBexcTBUM c na- 
CTonmMM Cor/iaujeHMeM: 

aa) AMBMfleHflaM, ne noflnaflaroiAMM nofl flewcTBne nofl- 
nyHKTa a) HacTonigero nyHKxa; 

bb) npogeHTaivi; 

cc) nnueHSMOHHbiM nnaxexaM; 

dd) flOxoflaM, KOTopbie cornacno nyHKxy 2 cxarbM 13 na- 
CTonmero Cor/iaujeHnn Moryx oö/iaraxbcn HaxioroM 
B AaepöaMflxaHCKOM PecnyönnKe; 

ee) flOxoflaM, Koxopbie corxiacHO nyuKxy 3 cxaxbn 15 
Hacxonmero CornaujeHnn Moryx oöxiaraxbcn HaxioroM 
B AsepöaMflxaHCKOM PecnyönnKe; 

ff) BOSHarpaxfleHMHM nneHaivi HaöxiioflaxenbHbix cobbxob 
M coBexoB flnpeKXopoB; 

gg) flOxoflaM b noHMMaHi/in cxaxbn 17 Hacxonmero Corxia- 
LUeHMH. 

c) B oxHomeHMM aoxoaob b noHmviaHMM cxaxefi 7 m 10 Ha- 
cxoniAero ComameHMH h wMymecxBeHHbix ueHHOCxefi, ne- 
xamHx B MX ocHOBe, BMecxo nonoxeHMM noAnyHKxa a) 
Hacxonmero nyHKxa npMivieHnioxcn nonoxoHMn noAnyHKxa 
b) Hacxonmero nyHKxa, ecAM pesnAeHx cheAepaxMBHOM 
PecnyöAMKM lepMaHi/in ne npoACxaB/inex noAXBepxAeHMn o 
xoM, Hxo nocxonHHoe ynpexAeHMe b xosnticxBeHHOM (ox- 
nexHOM) roAy, b KOxopoM oho MSBxieKno npMöbinb, mam kom- 
naHMn, nBxiniomancn pesMAenxoM AsepöaMAxancKOM Pec- 
nyöAMKM, B xoanMCXBOHHOM (oxHexHOM) roAy, B cnex koxo- 
poro OHa pacnpeAeAMxia npnöbinb, nonyHanM cbom aanoBOM 
AOXOA MCKmoHMxenbHO mxim nonxn MCKXiiOHMxenbHO ox 
BMAöB AenxenbHocxM, noAnaAatomMx noA AeMCXBMe homs- 
poB 1-6 nyHKxa 1 naparpacjsa 8 SaKona cheAepaxMBHOM Pec- 
nyöAMKM lepMaHMn o BHemHMX Hanorax; xo xe nonoxenMe 
AeMCXByex b oxHomeHMn HeASMXMMoro MMymecxBa, npoA- 
HaaHaneHHoro Ann nyxA nocxonHHoro ynpexABHun, m ao- 
xoAOB, MaBAeneHHbix na Hero (nynKX 4 cxaxbM 6 Hacxon- 
mero CornameHMn), a xaKxe b oxHomeHMn cyMM npMöbinM 
ox oxHyxAOHMn AaHHoro hoabmxmmoxo MMymecxBa (nyHKX 
1 cxaxbM 13 Hacxonmero CornameHMn) m ABMXMMoro MMy- 
mecxBa, npeACxaBnntomero coöom aKXMBbi nocxonHHoro 
ynpexAeHMn (nyHKX 3 cxaxbM 13 Hacxonmero Corname- 
HMn). 

d) OemepaxMBHan PecnyönMKa fepMaHMn ocxaennex, OAHaKO, 
aa COÖOM npaBO ynMXbieaxb aoxoabi mam MMymecxBeHHbie 
ueHHOCXM, MaxiAXbie Ma oönoxeHMn repMaHCKMMM Hano- 
raMM, npM ycxaHOBneHMM HanoroBOM cxbbkm, npMMenneMOM 
B lepMaHMM. 

e) HecMOxpn na nonoxeHMn noAnyHKxa a) Hacxonmero nyHK- 
xa, ABOMHoe HanorooönoxeHMe ycxpaHnexcn nocpeACXBOM 
HanoroBoro aanexa b cooxboxcxbmm c noAnyHKXOM b) Ha- 
cxonmero nyHKxa, 

aa) ecAM b floroBapMBaiomMXcn fbcymapcxBax aoxoabi mam 
MMymecxBO oxHOcnxcn k paaHWM nonoxeHMnM Ha- 
cxonmero CornameHMn mam npMHMcnnioxcn paanbiM 
AMuaM (KpoMe cnynaeB cornacHO cxaxbe 9 Hacxon- 
mero CornameHMn) m axox kohcIiamkx nenban ypery- 
AMpoBaxb npoueAypoM b cooxbbxcxbmm c nonoxe- 
HMnMM nyHKxa 3 cxaxbM 25 Hacxonmero CornameHMn, 
M KorAa BBMAy xaKoro paanMHHoro oxHecenMn mam npM- 
HMcneHMn cooxBexcxByiomMe aoxoah mam MMymecx- 
BeHHbie ueHHOcxM He öbiAM 6bi noABeprnyxbi Hanoro- 
oÖAOxeHMio MAM öbiAM 6bi noABepmyxbi MenbmeMy 
HanorooöAOxeHMK), hbm npM oxcyxcxBMM xaKoro koh- 
CjjAMKXa, AMÖO 
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bb) wenn die Bundesrepublik Deutschland nach Konsul- 
tation auf diplomatischem Weg andere Einkünfte 
notifiziert, bei denen sie die Anrechnungsmethode 
nach Buchstabe b anzuwenden beabsichtigt. Die 
Doppelbesteuerung wird für die notifizierten Einkünfte 
durch Steueranrechnung nach Buchstabe b vom 
ersten Tag des Kalenderjahres an vermieden, das dem 
Kalenderjahr folgt, in dem die Notifikation übermittelt 
wurde. 

(2) Bei einer in der Republik Aserbaidschan ansässigen Per- 
son wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

Bezieht eine in der Republik Aserbaidschan ansässige Person 
Einkünfte oder besitzt sie Vermögenswerte in der Bundes- 
republik Deutschland, die gemäß den Bestimmungen dieses 
Abkommens in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden können, so wird der Steuerbetrag, der für diese Ein- 
künfte oder dieses Vermögen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geleistet worden ist, von der Steuer abgezogen, die von 
dieser Person im Zusammenhang mit diesen Einkünften oder 
diesem Vermögen in der Republik Aserbaidschan erhoben wird. 
Dieser Abzug darf jedoch die Summe der aserbaidschanischen 
Steuer auf die Einkünfte und das Vermögen nicht übersteigen, 
die im Einklang mit dem Recht und den Besteuerungsregeln der 
Republik Aserbaidschan errechnet worden ist. 


Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam- 
menhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere 
hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unter- 
worfen werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des 
Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat 
ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehö- 
rige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 


(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die 
Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die 
gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so aus- 
zulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Ver- 
günstigungen und -ermäßigungen zu gewähren, die er nur 
seinen ansässigen Personen gewährt. 


(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 , Artikel 1 1 Absatz 8 oder 
Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenz- 
gebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen 
an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 


bb) ecnn OefleparuBHan Pecnyö/iMKa fepMaHnn nocne 
KOHcy/ibtauMM yseflOM/ineT no AnnnoMaTunecKUM Ka- 
HanaM o6 hhsix floxoAax, k KOTopsiM ona npeAnona- 
raex npnMennTb mbtoa Hanorosoro sanexa cornacHO 
noAnyHKxy b). flaoMHoe Hanoroobnoxenne b oxHome- 
HMM yKasaHHbix AöxoAOB ycxpaHnexcn nyxeivi nanoro- 
Boro sanexa cornacHO noAnynKxy b) c nepsoro ahh 
KaneHAapnoro roAa, cneAytoiAero sa KanenAapHbiM 
roAOM, B KoxopoM öbiAO nepsAaHO yBBAOMnehne. 

2. ripMMeHMxenbHO k pesMAenxy A3ep6aMA>KaHCKOM Pec- 
nyöAMKM Hanorn yoxanaBAMBaioxcH cneAyiOAtMM oöpasoM: 

Ecnn pesMAöHX A3ep6aMA>KaHCKOM PecnyönMKn noAynaex ao- 
XOA unn BnaAsex nMyujecxBOM b cPeAepaxnsHoii PecnyönwKe 
[epMaHMH, Koxopbie cornacHO nonoxennnM nacxonAtero Co- 
rnameHMH, Moryx oönaraxbCfl nanoroM b cteAepaxMBHofi Pec- 
nyönnKe [epManun, xo cyMMa nanora, ynnaHeHHoro na sxox 
AöxoA unn 3X0 niviymecxBO b OeAspaxMBHOM PecnyöAMKe 
[epMaHMH, öyAöx Bbinxena m 3 Hanora, B3MMaeMoro c xaxoro 
AMUa B CBH3M C XBKMM AOXOAOM MAM MMymeCXBOM B A3ep- 
6aMA>KaHCK0M PecnyöAMKe. Tbkom sbinex, OAHaKO, ne öyAöx 
npeBbimaxb cyMMy a3ep6aMA>KaHCKoro HaAora na aoxoa m 
MMyAjecxBO, paccHMxaHHoro b cooxbbxcxbmm c aaKOHOAaxeAb- 
CXBOM M npasMAaMM HaAorooÖAOxeHMH AaepöaMAxaHCKOM 
PecnyöAMKM. 

CxaTbit 24 

HeflonyiueHMe HanoroBofi AMCKpMMMHauMM 

1. HauMOHaAbHbie amub floroBapMsatOLAerocH IbcyAapcxBa 
He Moryx noAsepraxbcn b ApyroM floroBapMBaiomeMCH focy- 
Aapcxse HaAorooöAOKeHMio mam CBHaaHHOMy c hmm oönaa- 
XeAbCXBy, MHbIM MAM ÖOAee OÖpeMOHMXeAbHblM, HeM HaAOrO- 
OÖAOXeHMe MAM CBH3aHHbie C HMM OÖHBaxeAbCXBa, KOXOpbIM 
noAsepraroxcH mam Moryx noAsepraxbCH HauMOHaAbHwe AMpa 
3X0X0 Apyxoro fbcyAapcxsa npM xex xte oöcxoHxeAbcxBax, 
B nacxHOCXM, peaMAöHXCXBa. HecMOxpH Ha noAOxenMH cxaxbM 
1 HacxoHAjero CoxAameHMH, Aannoe noAOxenMe npMMeHHexcn 
XaKXte K AMUaM, ne HSAHIOAtMMCH peaMAÖHXaMM hm OAHOrO M3 
floroBapMBaiOAtMxcH locyAapcxB. 

2. flMpa 063 rpaxAaHCXsa, HSAHiOAtMecH pe3MAeHxaMM 
floroBapMBaiOAterocH fbcyAapcxsa, He Moryx noAsepraxbcn hm 
B OAHOM M3 flOrOBapMSaiOAtMXCH fOCypapCXB HaAOrOOÖAO- 
XeHMK) MAM CBH3aHH0My C HMM OÖHSaxeAbCXBy, MHbIM MAM 60- 
Aee OÖpeMBHMXeAbHblM, HOM HaAOrOOÖATOKeHMe MAM CBH3aH- 
Hbie c HMM oÖHsaxeAbcxsa, koxophm noAsepraioxcH mam Moryx 
noAsepraxbCH HapMOHaAbHbie AMpa cooxsexcxByioPtero fbcy- 
Aapcxsa npM xex xe oöcxonxeAbcXBax. 

3. HaAorooÖAOxeHMe b oxHomeHMM nocxoHHHoro ynpex- 
AöHMH, Koxopoe MMeex npeAnpMHXMe floroBapMBaiOPterocH 
fbcypapcxsa b ApyroM floroBapMsaiOPteMCH focyAapcxse, 
B 3X0M ApyroM [öcyAapcxse ne Moxex öbixb Menee ÖAaro- 
npMHXHblM, HBM HaAOXOOÖAOXeHMe B OXHOPJeHMM npSAnpMHXMM 
3X0X0 Apyxoxo focyAapcxBa, ocypjecxsAHioutMX xy xe AenxeAb- 
Hocxb. flaHHoe noAOxeHMe He aoaxho MCXOAKOsbiBaxbCH kbk 
oöHSbiBaiopjee floxosapMBaiopjeecH fbcypapcxso npepocxa- 
BAHXb pesMAöHxaM Apyxoxo floxoBapMsaioprexocH fbcypapcxBa 
He oöAaxaeMbie hbaoxom cyMMbi, naAoxoBbie Abxoxu mam 
CKMAKM, KOXOpbie OHO npOAOCXaBAHeX XOAbKO CBOMM pe3M- 
AÖHXaM. 

4. B CAynanx, Koxpa ne noAAöxax npMMeneHMio noAOxenMH 
nyHKxa 1 cxaxbM 9, nynKxa 8 cxaxbM 11 mam nyHKxa 6 cxaxbM 12 
HacxoHPjexo CoxAameHMH, npopeHXbi, AMpeH3M0HHbie nAaxexM 
M MHbie BbinAaxbi, Koxopbie npoM3BOAMx npeAnpMHXMe floxo- 
BapMBaiOPiexocH fbcypapcxBa pesMAöHxy Apyxoxo floxoBapM- 
BaiOPtexocH [bcyAapcxea, noAnexax sbinexy npM MCHMCAeHMM 
HanoxooönaxaeMOM npMöbiAM 3 x 0 x 0 npeAnpMHXMH Ha xbkmx xe 
ycAOBMHx, KBK HABxexM, npeAHa3HaHeHHbie pesMAöHxy nep- 
Boxo ynoMHHyxoxo fbcyAapcxsa. CooxBexcxseHHO aoaxm, Ko- 
xopbie npeAnpMHXMe floxoBapMBaioujexocH [bcypapcxsa MMeex 
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steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den 
gleichen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erst- 
genannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 


(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem 
Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrags- 
staats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Arti- 
kel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Ver- 
tragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der 
Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung 
der Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem 
Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 


(2) Flält die zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine 
dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden 
wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen- 
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht 
behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Flerbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels unmittelbar miteinander ver- 
kehren. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkom- 
mens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rech- 
nung der Vertragsstaaten, der Länder oder ihrer Gebiets- 


no OTHOLueHMK) K pesMfleHTy flpyroro AorosapnsaiomerocH Ib- 
cyaapcTBa, noflnexat Bbinexy npn ncHMcneHnn najiorooöjia- 
raeMoro wMyutecTBa aroro npeflnpnnjun na rex xe ycnoannx, 
KaK flojirn nepefl pesnaeHTOM nepaoro ynoMHHyjoro Ibcy- 
flapcTBa. 

5. ripeflnpnnTHH floroBapnaaiomerocH IbcyflapcTBa, Kann- 
xan Koxopbix no/inocxbio mxim nacxuMHO, npnivio mxim kocbohho 
npMHaflnexMx pesMAenxy flpyroro floroBapnaaiourerocn Ibcy- 
flapcxBa nnn HecKonbKMM xaKi/iM nnuaivi, unn KOHxpoxinpyexcn 
MMM, ne Moryx noAsepraxbcn b nepaoM ynoManyxoM IbcyAap- 
cxBe HanorooönoxeHMK) nnn cansaHHOMy c hmm oönsaxenb- 
cxBy, MHbiM MAM öOAee oöpeivieHMxexibHbiM, HOM nanorooÖAO- 
xenne mam CBnaaHHbie c hmm oönsaxeAbcxBa, KOxopwM noA- 
BepraioxcA mam Moryx noAaepraxbCH aHaAOXMHHbie npeAnpMn- 
XMA nepBoro ynoMHHyxoro IbcyAapcxBa. 

6. HecMOxpn Ha cxaxbio 2 Hacxonuiero CorAameHMH, noAO- 
xeHMA HacxoAUjeM cxaxbM npMMeHmoxcn k HaAoraM Aioöoro 
BMAa M HaMMeHOBaHMH. 

CxaTbn 25 

ripoueflypa BsauMHoro comacoBaHMn 

1. Ecam amuo CHMxaex, hxo AeMCXBMn floroBapMBaiOAjerocn 
IbcyAapcxBa mam oöomx ms hmx npMBOAnx mam npMBeAyx 
K HaAorooöAOxeHMK) no oxHomeHMto k HeMy, Koxopoe He 
cooxBexcxByex nacxoAujeMy CorAameHMio, xo oho Moxex, öes 
yujepöa aah npaeoBbix cpeACXB sauiMXbi, npeAycMoxpoHHbix 
HauMOHaAbHbiM sAKOHOAaxeAbcxBOM 3XMX löcyAapcxB, npOA- 
cxaBMXb saABAOHMe no CBoeMy ASAy aaa paccMOxpeHMA kom- 
nexeHXHOMy oprany xoro floroBapMBatomerocn IbcyAapcxBa, 
pesMAöHxoM Koxoporo OHO ABAAexcA, a B cAyuae, ocam ero 
ASAO noAnaAaex noA ASMCxBMe nyHKxa 1 cxaxbM 24 nacxon- 
urero CorAameHMH, KOMnexeHXHOMy oprany xoro floroeapM- 
BatomerocH IbcyAapcxea, HauMOHaAbHbiM amuom Koxoporo oho 
HBAH eXCH. SaHBAOHMe nO AöAy AOAXHO ÖbIXb npeACXaBAOHO b 
xeneHMe xpex Aex c MOMOHxa nepaoro yaeAOMAeHMH o asmcx- 
BMM, npMBeAmeM k HaAorooÖAOxenMto, KOxopoe He cooxaexcx- 
Byex noAOxeHMHM Hacxonmero CorAameHMH. 

2. Ecam yKasaHHbiM KOMnexeHXHbiM opran coHxex bos- 
paxeHMe oöocHoaaHHbiM m cbm He b cocxohhmm npMMXM k yAO- 
BAexBopMxeAbHOMy pemeHMK), xo oh öyaex cxpeMMXbCH ypery- 
AMpoBaxb abao nyxeM cotAacoBaHMH c KOMnexenxHbiM opra- 
HOM Apyroro floroaapMBaiomerocH IbcyAapcxBa xskmm o6pa- 
30M, Hxoöbi Msöexaxb HaAorooÖAOxeHMH, He cooxeexcxBy- 
tomero HacxoHmeMy CotAameHMio. flocxMrnyxoe nyxeM cotAa- 
coBaHMH yperyAMpoBaHMe aoaxho BbinoAHHXbCH, HecMOxpn Ha 
CpOKM, yCXaHOBABHHbie HauMOHaAbHbiM SaKOHOAaxeAbCXBOM 
floroaapMBatoutMxcH FocyAapcxB. 

3. KoMnexeHXHbie opranbi floroaapMBatomMxcH IbcyAapcxa 
öyAyx cxpeMMXbCH ycxpanHXb no BsaMMHOMy cotAacMio xpyu- 
HOCXM MAM COMHOHMH, BOSHMKatOmMO npM XOAKOBSHMM MAM npM- 
MeneHMM HacxoHiuero CorAameHMH. Ohm Moryx xaKxe KOHcyAb- 
XMpOBaXbCH 0 XOM, KHK MSÖexaHMe ABOMHOrO HaAOrOOÖAOXe- 
HMH MOxex ÖbIXb AOCXMrHyxo B CAynanx, Koxopbie He paccMa- 
xpMBaioxcH HacxoHLAMM CorAameHMOM. 

4. KoMnexeHXHbie opranbi floroeapMBaioiAMxcH IbcyAapcxB 
B UeAHX AOCXMXeHMH COrABCMH B COOXBBXCXBMM C BbimeMSAO- 
xeHHbiMM noAOxeHMHMM HacxoALASM cxaxbM Moryx Bcxynaxb 
B HenocpeACXBOHHbie asaMMHbie KOHxaKXbi. 

CxaTbn 26 

06MeH MHCpopMauMeM 

1. KoMnexeHXHbie opraHbi floroBapMBaioiAMxcH IbcyAapcxB 
OÖMeHMBaiOXCH XOM MHCjtOpMaUMeM, KOXOpaH HeOÖXOAMMa AAH 
ocymecxBAeHMH Hacxoniuero CorAameHMH mam HauMOHaAbHoro 
saKOHOAaxeAbcxBa floroBapMBaioiAMxcH IbcyuapcxB b oxHome- 
HMM HBAOrOB AIOÖOrO BMAB M HaMMeHOBaHMH, BSMMaeMblX OX 
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körperschaften erhoben werden, erforderlich sind, soweit die 
diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein 
Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie 
die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates 
beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungs- 
behörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Ver- 
anlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafver- 
folgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsicht- 
lich der in Satz 1 genannten Steuern befasst sind. Diese Per- 
sonen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese 
Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsent- 
scheidung offen legen. 


(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 

Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsver- 
fahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

Verfahrensregeln für die Quellenbesteuerung 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von 
Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer 
im anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Ein- 
künfte im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erst- 
genannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg erhobene 
Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, wenn 
und soweit sie durch das Abkommen ermäßigt wird oder 
entfällt. 

(2) Die Anträge auf Steuererstattung müssen vor Ablauf der 
durch das innerstaatliche Recht des Vertragsstaats gesetzten 
Frist oder, wenn diese Frist geringer als 4 Jahre ist, vor Ablauf 
des vierten auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugs- 
steuer auf die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder 
anderen Einkünfte folgenden Jahres eingereicht werden. 


(3) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die 
Ansässigkeit im anderen Vertragsstaat verlangen. 


(4) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Ein- 
vernehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und 
gegebenenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im 
Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befrei- 
ungen festlegen. 


MMeuM floroBapMBaKtiuMxcn IbcyflapcTs, 3eMe.nb m/im mx aa- 
MMHMCTpaTMBHO-TeppMTopna/ibHbix oöpasoBaHMÜ, ecnn TonbKO 
BbueKatomee ns sroro saKOHOflaxenbCTBa Hanoroobnoxeune 
ue npoTMBopeuMT HacTonmeMy Cor/iaujeHMio. OöivieH nucftop- 
MagneM ue orpaHnunBaeTcn nojioxeHnnMM CTaxeM 1 n 2 ua- 
CToniuero ComaujeHnn. Jlioban nojiyHeHHan floroBapnaaio- 
mMMCH IbcyaapcTBOM nucfiopMaLiMH ao/ixua cHMtaTbcn kohcIjm- 
fleHunanbHOM xax xe, Kax MHCjjopMaLiMH, noriyuaeMan na ocho- 
BauMM HauMOHanbHoro saKOHOflaxenbCTBa SToro IbcyaapcTBa, 
M Moxer öbiTb npeaocTaBjieHa ToabKO anuaM nnn oprauaivi 
(BKaiouan cyabi n aflMMHMCTpaTMBHbie opraubi), KOTopbie saun- 
MatOTcn HaHMcaeuMeM nan BsnMauneM uaaoroB, npi/iHyanTeab- 
HbiM BSbiCKauaeM Man yroaosHbiM npecaeflOsaHneM, anöo npn- 
HHTMeM pemeHMM no BOspaxeunaM n xaaoöaM b OTHOiueHnn 
uaaoroB, ynoMauyTbix b nepBOM npeflaoxeunn HacToamero 
nyHKTa. Gtm anga nan opraabi MoryT ncnoabsoBatb MHCftopMa- 
gnio ToabKO b yKasanabix geaax. Ohm Moryr pacKpbiBatb flaa- 
ayio MHCftopMaLiMio b xoae OTKpbUbix cyaeÖHbix saceaaHMM Man 
B cyaeÖHbix peiueHMax. 

2. rioaoxeHMa nyHKxa 1 HacToaureä crarbM He floaxHbi 
MCToaKOBbiBaTbca KaK oöasbisaiomMe floroBapuBaiomeeca locy- 
flapcTBo; 

a) npoBOAMTb B geaax npeflOCTaBaenMa MHCpopMauMM aflMM- 
HMCTpaTMBHbie Mepbi, npoTMBopeHaiflMe saxoHOflaTeabCTBy 
MflM aflMMHMCTpaTMBHOM npaKTMKe 3Toro MaM flpyroro 
AoroBapMBaiOLfleroca FocyflapcTBa; 

b) npeflOCTaeaaTb MHCjjopMaLiMio, KOTopaa b cootbbtctbmm 
C SaKOHaMM MaM MMeiOlfleMCa aflMMHMCTpaTMBHOM npaXTM- 
KOM SToro MaM flpyroro floroBapMBaioifleroca IbcyflapcTBa 
He MOxeT öbiTb noayaeHa; 

c) npeflOCTaeaaTb MHCjjopMaLiMio, KOTopaa pacKpbieaaa 6bi 
KaKyio-aMöo ToproByto, npoMbimaeHHyio, npeflnpMHMMa- 
TeabCKyio mam npocjjeccMonaabHyio TaMHy aMöo fleaoByio 
npogeflypy, mam npeflOCTaBaeHMe KOTopoM npoTMBopeHMAO 
6bi rocyflapcTBeHHOM noAMTMKe (oöigecTBeHHOMy nopafl- 
Ky). 


CiaTba 27 

flonoxeHMn no HanorooönoxeHMio y MCTOHHMKa 

1. Ecam b floroBapMBaiOLfleMca IbcyflapcTBe aaaorM c am- 
BMfleHflOB, npogeHTOB, aMueHSMOHHbix naäTexeM mam MHbix 
flOxoflOB, noayaaeMbix pesMfleHTOM flpyroro floroBapMBaiOLfle- 
roca IbcyflapcTBa, BSMMaiOTca nyTOM yflepxaaMa, to npaBO 
nepBoro ynoManyToro IbcyflapcTBa aa npoMSBOflCTBO yflepxa- 
HMa aaaora no CTaBKe coraacHO ero HagMonaabHOMy saKOHO- 
flaTeabCTBy HacToagjMM CoraaujeHMeM ae säTparMBaeTca. Ha- 
aor, BSMMaeMbiM nyTSM yflepxaaMa, noflaexMT BOsepaTy no 
saaeaeHMK) HaaoronaaTeabujMKa b tom cayaae, ecAM oh b CMay 
aacToagjero CoraameaMa yMOHbujaeTca amöo OTnaflaex 

2. SaaBaeHMa aa aaaoroBbiM BOSBpaT noflatOTca flo mcto- 
HeHMa cpoKa, npeflycMOTpeanoro b HagMoaaabHOM saKOHO- 
flaTeabCTBe floroaapMBaiogteroca IbcyflapcTBa mam, ecAM stot 
cpoK MOHbrne aeTbipex aex flo MCTeaeHMa aeTBepToro rofla, 
caeflytofljero sa KaaeaflapHbiM roflOM, b kotopom ycTanaBAM- 
BaiOTca HaaorM, yflepxMBaeMbie y MCTOHHMKa c flMBMfleaflOB, 
npogeHTOB, aMgeasMOHHbix naaTexeä mam mhwx floxoflOB. 

3. floroBapMBatoureeca IbcyflapcTBO, b kotopom boshmkam 
floxoflbi, MOxeT noTpeöOBaTb noflTBepxfleaMa KOMneTeaTHoro 
opraaa o pesMfleaTCTBe b flpyroM floroBapMBaiomeMca Focy- 
flapcTBe. 

4. KoMneTOHTHbie opraabi no BsaMMaoMy coraacMio MoryT 
yperyaMpoBaTb ocyiflecTBaeaMe aacToagjeM CTaTbM m, no aeoö- 
xoflMMOCTM, ycTaaaBAMBaTb MHbie npogeflypbi no peaaMsagMM 
aaaoroBbix CHMxeaMM mam ocBOöoxfleaMM, npeflycMOTpeaabix 
aacToagjMM CoraameaMeM. 
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Artikel 28 
Anwendung des 

Abkommens in bestimmten Fällen 

(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
zur Verhinderung der Steuerumgehung oder Steuerhin- 
terziehung anzuwenden. 

(2) Führen die Bestimmungen des Absatzes 1 zu einer 
Doppelbesteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden 
einander nach Artikel 25 Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung 
zu vermeiden ist. 


Artikel 29 

Mitglieder diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und kon- 
sularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte 
zustehen. 

Artikel 30 
Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 31 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Baku aus- 
getauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austauschs der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten 
ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von 
Einkommen und Vermögen im Verhältnis zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Aserbaidschan außer 
Kraft 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem dieses Abkommen in 
Kraft getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem dieses Abkommen in Kraft 
getreten ist. 

Artikel 32 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 


CTaTbn 28 

ripMMeHeHMe CornameHMn 
B ocoöbix cnyHanx 

1. HacTOfluiee CornaiueHne Heribsn MCTO/iKOBbisaTb, öyflTO 
OHO npenHTCTByeT npi/iMeHeHMio floroBapHBaiommviCFi ibcy- 
flapcTBOM ero HauMOHatibHbix npaBOBbix sktob no npeaoTBpa- 
LUeHHK) yxofla ot Hanoroo6no>KeHHH m/ih yKnoHeHHH ot ynnarbi 
HanoroB. 

2. EcnM nono)KeHMH nyHKxa 1 HacTonmeM crarbn Beflyx 
K flBOMHOMy HanorooönoxeHHK), to KOMneTeHTHbie opraHbi 
B COOTBeTCTBMM C nOtlOXeHMHMM nyHKTa 3 CTatbM 25 Ha- 
CTOHLuero CornameHMH BCxynatOT bo BsamviHbie KOHcy/ibTauMH 
0 MOTOflax MSöexaHMH TaKoro flBOMHoro HanorooönoxeHMH. 

CTaxbn 29 

CoTpyflHMKM flMnnoMaTMHecKMX npeflcraBMTenbCTB 
M paÖOTHMKM KOHCy/lbCKMX yHpexfleHMM 

rionoxeHHH HacTOHLpero CornaujeHHFi ne sarparMBaiOT na- 
noroBbix npMBH/ierMM, npeAOCTaBnaeMbix corpyAHMKaivi ahhao- 
MaTMHecKMX npeACxaBHTenbCTB m paöoxHMKaM KOHcy/ibCKHx 
yHpeXAÖHHM B COOXBeXCXBMH C OÖAtMMM HOpMaMM MBXAyHa- 
poAHOro npaaa hah na ocHOBaHi/iM cneuManbHbix cornameHnti. 

Cxaxbn 30 
□poxoKon 

ripMjiaraeMbm flpoxoKon HB/iaexcH HeoxbeivineMOM nacxbio 
HacxoHAjero CornameHMa. 

Cxaxbn 31 

BcxynneHMe b CMny 

1. HacxoaiAee CorAameHMe noAAexm paxMct}HKaunn; oÖMeH 
paxHcjjHKaLiMOHHbiMM rpaMOxaMM cocxoMxcn B r. BaKy b bos- 
MOXHO KOpOXKMe CpOKM. 

2. Hacxonmee CorAameHne Bcxynwx b CHAy b ACHb oöMeHa 
paxMcjjMKaLiMOHHbiMM rpaMOxaMM, M ero noAOxeHMa öyayx npM- 
MeHHXbCH B oöOMX floroBapi/iBaiOAjMxcH ibcyAäpcxBax: 

a) B oxHomeHMH yAepxMBaeivibix y MCXOHHMKa HaAoroB - k cyM- 
MBM, Koxopbie BbinaaHHBaioxcH 1 HHBapa amöo nocAe 1 hh- 
Bapa KaaeHAapHoro roAa, CABAyioiAero sa toaom, b koxo- 
poM CotAameHHe BCxynnAO b CHAy; 

b) B OXHOAieHMM npOHMX HBAOrOB - K CyMMAM HAACrOB, KOXO- 
pbie BSMMaioxca sa nepMOA, HaaMHaa c 1 aHBapa kaabh- 
Aapaoro roAa, CABAyiouiero sa roAOM, b KOxopoM CorAame- 
HHe BCxyni/iAO b CHAy. 

3. C BCxynAeHMeM b CHAy Hacxoamero CorAaiueHHa CorAa- 
meHMe cPeAepaxMBHOM PecnyöAMKM FepMaHMM m Cotosa Coeex- 
CKMX CoUMAAMCXMHeCKMX PeCnyÖAMK 06 MSÖeXAHMM ABOMHOrO 
HAAOrOOÖAOXeHMa AOXOAOB M MMymeCXBA, nOAnMCAHHOe 24 
Hoaöpa 1981 roAa, b oxHomeHMax MexAy OeAepaxMBHOM Pec- 
nyöAMKOM iepiviaHMa m AsepSaMAxancKOM PecnyöAMKoä yxpa- 
HMBaex CMAy: 

a) B oxHomeHMM yAepxMBaeivibix y McxoHHMKa HaAoroB - k cyM- 
MaM, KOXOpbie BbinAAHMBAIOXCa 1 AHBapa AMÖO nOCAe 1 AH- 
Bapa KaaeHAapHoro roAa, caeAyiOLAero sa roAOM, b koxo- 
poM HacxoaiAse CoraameHMe BCxynMAO b CMay; 

b) B oxHomeHMM npoHMx HaaoroB - k cyMMaM HaaoroB, Ko- 
xopbie BSMMaioxca sa nepMOA, HAHMHaa c 1 aHBapa Kaaen- 
AapHoro roAa, caeAyiomero sa toaom, b KOxopoM nacxoa- 
mee CoraameHMe BCxynMao b CMay. 

Cxaxbn 32 

ripexpaiAeHMe AeücxBMn 

Hacxoamee CoraameHMe saKaioHaexca Ha HeonpeAeaeH- 
HbiM cpoK, OAHAKO, KAxAoe MS floroBapMBatomHxcA iöcyAapcxB 
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jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des 
Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich 
kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Kündigungsjahr folgt. 

Maßgebend für die Berechnung der Frist ist der Tag des Ein- 
gangs der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. 


Geschehen zu Berlin am 25. August 2004, in zwei Ausfer- 
tigungen, jede in deutscher, aserbaidschanischer und 
russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei 
unterschiedlicher Auslegung des deutschen und des 
aserbaidschanischen Wortlauts ist der russische Wortlaut maß- 
gebend. 


nocne ncTeHeHnn nnjn nex c Aaxbi BCxynxieHun Hacxonmero 
CornameHMR b cnxiy Moxex fleHOHcnpoBaxb ero nyxeM nncb- 
MeHHoro yBeflOMjieHMH apyroro floroBapuBatomerocn ibcy- 
flapcxBa no flnnnoMaxuuecKUM Kauanaivi ue nosAHee, ueivi ao 
30 MioHH AKJöoro KaneHAapHoro roAa; b xbkom cnynae uacxon- 
Aiee CorAameHMe ue noAAexnx AaAbHeümeMy npuMeueHUK): 

a) B oxHOAieHMM yAepxMBaeMbix y ncxoHHMKa uanoroB - k cyM- 
MBM, Koxopbie BbinAaHMBaioxcH 1 HHBapn AMÖo nocne 1 hh- 
Bapn KaneuAapHoro roAa, cneAyiouiero sa roAOM, b koxo- 
poM sanBneHO o AeHOHcaunn CornameHnn; 

b) B oxHomeHMM npoHMX uanoroB - k cyMMaM uanoroB, koxo- 
pbie BSMMaioxcH aa nepuoA, HauMHan c 1 nuBapn Kaneu- 
AapHoro roAa, cneAyiourero aa roAOM, b KOxopoM aanBneHO 
0 AeHOHcauMM CornameHnn. 

OnpeAenniOAjMM aah MCHMcneHnn cpoKOB RBnnexcFi Asub no- 
nyHeuMH Apyrnivi floroBapuBaioutnMcn ibcyAapcxBOM yBeAOM- 
neHMFi o AeHOHcauMM. 

CoBepmeuo b r. Bepnnu 25 aBxycxa 2004 roAa b Asyx 
aKaeivinnnpax, kaxahm na ueMeuKOM, aaepöaÜAxaHCKOM m 
pyccKOM nabiKax, npnueivi Bce xeKCXw nivieiox cuny. B cnynae 
pacxoxAeuMH b xonKOBaunn ueMeuKoro m aaepOaMAxaucKoro 
xeKcxoB, ocHOBHbiM öyABx CHMxaxbCR xeKcx Ha pyccKOM nabiKe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cPeAepaxMBHyio PecnyönMKy [epiviaHMH 
Klaus Scharioth 

Für die Republik Aserbaidschan 
3a AaepöaÜAxaHCKyK) Pecny6nnKy 
AI iyev 
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Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Aserbaidschan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 25. August 2004 


□poTOKon 
K CornaLueHMK) 

Me>Kfly cpeflepaTi/iBHOM PecnyönnKOM fepMaHi/ia 
M AsepöaMflxaHCKOM Pecnyöni/iKOM 
o6 MsöexaHMi/i flsoMHoro HanorooönoxeHi/ia 
B oTHoujeHi/ii/i HanoroB na floxoflbi i/i i/iMyinecTBo 
OT 25 aarycTa 2004 rofla 


Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aserbaidschan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten die nachstehenden 
Bestimmungen vereinbart, die Bestandteil des Abkommens 
sind: 


1. Zu den Artikeln 3, 4, 8, 13, 15 und 22: 

Bei der Ermittlung des „Ortes der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung“ gehören zu den Umständen, die berücksichtigt werden 
u.a. der Ort, von dem aus ein Unternehmen tatsächlich geleitet 
und beherrscht wird. 


2. Zu Artikel 4: 

Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertragsstaat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 

3. Zu Artikel 5 Abs. 5: 

Ist eine Person bevollmächtigt, in einem Vertragsstaat alle 
Einzelheiten eines Vertrages verbindlich für das Unternehmen 
auszuhandeln, kann davon ausgegangen werden, dass sie die 
Vollmacht in diesem Staat ausübt, auch wenn der Vertrag von 
einer anderen Person im anderen Vertragsstaat unterzeichnet 
wird, in dem sich das Unternehmen befindet. 


4. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine Geschäftstätigkeit aus, so werden die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags, sondern 
nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der tatsäch- 
lichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Betriebsstätte 
zuzurechnen ist; 

b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Aus- 


B CBH3M c noAnncaHMeM CorAameHMn MexAy OeAeparnBHOM 
PecnyöAMKoii lepMaHnn n A3ep6aMA>KaHCKOM PecnyönnKOÜ o6 
M36e>KaHMM ABOMHOrO HaA 0 r 006 A 0 >KeHMFI B OTHOmeHMM HBAOrOB 
Ha AOXOAbl H MMymeCTBO AOA)KHblM 06pa30M ynOAHOMOHeHHbie 
Ha TO noAnMcaBAjMecH mua cornacoBann Hn>KecAeAyK)Atne 
noAoxeHMH, HBAHioLAHecH HeoTteMnoMOM HacTbK) CorAame- 
hha: 

1. K CTaibfiM 3, 4, 8, 13, 15 M 22: 

K oöCTOATeAbCTBaM, yHHTbiBaeMbiM npM onpeASAeHMH «MecTa 
cjtaKTHHecKoro pyKOBOAnurero oprana», othocatch, b tom hhcao, 
MecTO, c KOToporo (fraKTHHecKM ocyiAecTBAneTCA pyKOBOACXBO 
npeAnpMATMeM m ero KOHxpoAb. 

2. K CTaxbe 4: 

ToBapMAjecTBO CHHxaexcA peaHAenxoM floroBapHBatoujerocn 
IbcyAapcTBa, b kotopom naxoAHXCA Mecxo ero cpaKXMHecKoro 
pyKOBOAHAjero oprana. 

3. K nyHKxy 5 cxaibii 5: 

JImuo, MMeiOAjee noAHOMOHwe oöroBapMBaxb b floroBapMBa- 
lOAjeMCA IbcyAapcxBe ace SAeMeHxbi h noApoöHoc™ KOHxpaKxa 
OÖABblBaiOLAHM 06pa30M AAA npeAnpMHTMH, MO>KHO CHHXaXb 
ncnoAb3yK)AjnM CBOM noAHOMOHMH B 3XOM löcyAapcTBe, Aaxe 
ecAH KOHxpaKX noAnMCbiBaexcA ApyrwM ahuom b ApyroM 
floroBapMBaK)AieMCA IbcyAapcxBe, b KOxopoM axo npeAnpHHXHe 
HaXOAHTCA. 

4. K cxaxbe 7: 

a) Ecam npeAnpMATHe floroBapMBaiourerocA IbcyuapcxBa npo- 
Aaex n3AeAMA hau xoaapbi Hepea nocxoAHHoe ynpexAenHe 
B ApyroM floroBapMBatomeMCA IbcyAapcxBe mah ocyutecx- 
BAAeX B HBM KOMMepHeCKyiO AeAXeAbHOCXb, XO CyMMbl 
npMöbiAM AaHHoro nocxoAHHoro ynpexABHHA hchmcaak)xca 
H e Ha ocHOBe BbipyueHHOH npeAnpMAXHeivi npM sxom cobo- 
KynHOH cyMMbi, a AHiub Ha ocHose xom cyMMbi, KoxopaA 
MoxeT öbiTb OTHecena k cfiaKXMHecKOH npoAaxHoii mah 
KOMMepnecKOM AeAxeAbHocxH nocxoAHHoro ynpexABHHA. 

b) Ecam npeAnpMAXMe MMeex nocxoAHHoe ynpexAeHMe b Apy- 
roM floroBapMsaiOLAeMCA IbcyAapcxBe, xo cyMMbi npMöbiAM 
AaHHoro nocxoAHHoro ynpexAenMA, noAyneHHbie am6o b cba- 
3M c KOHxpaKxaMM, B HacxHocxM, 0 npoeKXMpoBaHMM, no- 
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rüstungen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Auf- 
trägen, die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der 
Grundlage des Gesamtvertragspreises sondern nur auf der 
Grundlage des Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich 
von der Betriebsstätte in dem Vertragsstaat durchgeführt 
wird, in dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der 
Lieferung von Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im 
Zusammenhang mit dem Teil des Vertrages, der in dem Ver- 
tragsstaat durchgeführt wird, in dem der Sitz des Stamm- 
hauses des Unternehmens liegt, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer 
oder technischer Art oder für Konstruktionsverträge ein- 
schließlich dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- 
oder Überwachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die 
Artikel 7 oder Artikel 1 4 des Abkommens anzuwenden ist. 


5. Zu Artikel 10 Absatz 3: 

Der Ausdruck „Dividenden“ umfasst auch sonstige Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende 
Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich 
gleichgestellt sind, sowie Ausschüttungen auf Anteilscheine an 
einem Investmentvermögen. 


6. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 10 und 11 können Dividenden und 
Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen, 
nach deutschem Recht besteuert werden, wenn sie 

a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung, ein- 
schließlich der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter oder der Einkünfte 
aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligationen im 
Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
beruhen und 


b) bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der 
Dividenden oder Zinsen abzugsfähig sind. 

7. Zu Artikel 19: 

Artikel 19 Absatz 1 und 2 gilt entsprechend für Vergütungen, die 
vom oder für das Goethe-Institut oder den Deutschen Aka- 
demischen Austauschdienst der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Ver- 
gütungen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertrags- 
staaten kann durch die zuständigen Behörden im gegenseitigen 
Einvernehmen vereinbart werden. Werden diese Vergütungen 
im Gründungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, so gilt 
Artikel 15. 


8. Zu Artikel 26: 

Falls nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts aufgrund 
dieses Abkommens personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen 
unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts- 
vorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die 


CTaBKe, MOHTaxe m/im crponTejibCTBe npoMbimneHHoro, 
KOMMepnecKoro nnn naynHoro oöopyflOBaHnn unn oäteKia, 
nnöo B CBRSM c rocyflapcTBeHHbiMM saKaaaMM, 

MCHMC/IHIOTCH HB HB OCHOBB COBOKynHOM UeHbl KOHTpaKTa, 
a /IMLUb Ha OCHOBB TOM HBCTH KOHTpaKTa, KOTOpan 
cjjaKTHHecKM BbinonnneTcn nocTOHHHbiM ynpexAeHHOM b 
TOM floroBapMBaiomeMcn IbcyAapcTBe, b kotopom oho 
pacnonoxeno. CyMMbi npHöbrni/i ot ooctabkh TOBapoB 
nOCTOHHHOMy yHpeXAÖHMK) HAH CyMMbl npMÖblAM B CBH3M C 
TOM HaCTbK) KOHTpaKTa, KOTOpBH BbinOAHHeTCH B TOM 
floroBapMBaiOAieMCH IbcyAapcTBe, b kotopom haxoamtch 
M ecTOHaxojKAöHMe ronoBHoro noApasAeneHMn 
npeAnpMHTMH, MoryT oönaraTbcn nanoroM toabko b 3tom 
I bcyAapcTBe. 

c) BosHarpaxAöHMFi sa TexHMHecKMe ycnyrM, BKniOHan ana- 
nMTMHecKMe paapaöOTKM mam npoeKTbi naynHoro, reoAo™- 
HecKoro AMöo TexHMHBCKoro xapaKTepa, sa KOHTpaKTbi o 

KOHCTpyKUMM, BKAIOHaH npMHaAAeXOIAMe K HMM HepTBXM, 
MAM sa AeHTBAbHOCTb nO KOHCyAbTMpOBaHMK) MAM HAASOpy 
(MOHMTOpMHry) CHMTaK)TCA BOSHarpaXAeHMAMM, K KOTOpbIM 
npMMeHAIOTCA nOAOXeHMH CTaTbM 7 MAM CTaTbM 14 CorAB- 
meHMH. 

5. K nyHKTy 3 ciaTbn 10: 

TepMMH “AMBMAÖHAbl» BKAKtHBeT TaKXB npOHMB AOXOAbl, KO- 

Topbie no saKOHOAaTBAbCTBy IbcyAapcTBa, pesMAöHTOM koto- 
poro HBAneTCH KOMnaHMn, pacnpeASAAKDiAaH npMöbiAb, npM- 
paBHMBaiOTCH B HSAOrOBOM OTHOAJBHMM K AOXOABM HO aKUMHM, 
a TBKxe cyMMbi npMöbiAM, pacnpeASAHeMbie no cepTMcjjM- 
KBTBM naeBOrO MHBeCTMUMOHHOrO CjjOHAa. 

6. K CTaTbflM 10 M 11: 

HecMOTpn na noAOxeHMA ctbtbm 10 m 11 CorAameHMH, ambm- 
AöHAbi M npogeHTbi, boshmklamb b cteAepaTMBHOM PecnyöAMKe 
lepMBHMH, MoryT oÖAaraTbCA HBAoroM b cootbbtctbmm c rep- 
MBHCKMM SBKOHOAaTeAbCTBOM, ecAM ohm: 

a) OCHOBBHbl HB npBBaX MAM AOArOBblX TpeÖOBBHMAX, npBAy- 
CMaTpMBBIOmMX yHBCTMe B npMÖblAM, BKAIOHaH AOXOAbl HB- 
rABCHoro ynacTHMKa, noAynaeMbie mm ot CBoero AOASBoro 
ynacTMA b KanecTBe HerAacHoro ynacTHMKa, aoxoabi ot 
K peAMTOB (sbmmob), HBASAeHMbix npBBOM Ha ynacTMe 
B npMÖblAM, a TaK>Ke ot oÖAMrauMM c npaaoM na ynacTMe 
B npMÖblAM B nOHMMBHMM HBAOrOBOrO SaKOHOAaTBAbCTBa 
OeAepaTMBHOM PecnyöAMKM lepMaHMH, m 

b) nOAAeXBT BblHBTy npM MCHMCAOHMM npMÖblAM nABTOAb- 
AtMKB CyMM AMBMAÖHAOB MAM npOpeHTOB. 

7. KcTaTbe19: 

FIOAOXBHMH nyHKTOB 1 M 2 CTaTbM 19 npMMBHHIOTCH COOTBBTCT- 
BeHHO K BOSHarpaXAÖHMHM, BbinABHMBaeMblM CO CTOpOHbl MAM 
OT MMBHM l/lHCTMTyTa MM. lÖTB MAM lepMBHCKOM CAyXÖbl BKB- 
AÖMMHeCKMX OÖMOHOB CteAepaTMBHOM PeCnyÖAMKM lepMBHMH. 
KoMneTBHTHbie opraHbi no BsaMMHOMy corAacMio MoryT oöy- 
CAOBMTbCH 0 ApMMeHeHMM COOTBeTCTByiOAterO nOAXOAa K B03- 
HarpaxAöHMHM mhhx aHanorMHHbix yHpexAöHMM floroaapM- 
BaiOAiMxcH IbcyAapcTB. Ecam yKaaaHHbie BoaHarpaxAöHMH hb 
oÖAaraiOTCH HanoroM b rocyAapcTBe-ynpeAMTeAe ynpexAe- 
HMH, TO AeMCTBylOT nOAOXBHMH CTBTbM 15 HaCTOHmerO CotAB- 
meHMH. 

8. K CTaTbe 26: 

Ecam B cootbbtctbmm C HaUMOHBAbHblM SaKOHOAaTeAbCTBOM 
Ha ocHOBBHMM CorAaiAeHMH nepeAaiOTCH cbbashmh, Kacaio- 
AlMBCH CjjMSMHeCKMX AMU, TO C yHBTOM npaBOBblX aKTOB KBX- 
Aoro floroBapMBBiOLAerocH IbcyAapcTBa AonoAHMTBAbHO asmct- 
ByioT cAOAyiOLAMe noAOxeHMH. 

a) l/lcnoAbsOBaHMB CBOAeHMM npMHMMaiOLAMM ynpexAeHMOM 
AonycKaeTCH toabko b yKasaHHbix ubahx m toabko b coot- 
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übermittelnde Steile vorgeschriebenen Bedingungen 
zulässig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde 
Stelle auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweils innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsver- 
bote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder 
Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg- 
lich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder 
Löschung solcher Daten vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Ver- 
wendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur 
Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft 
beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde 
Stelle verursacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Steile geltende inner- 
staatliche Recht in Bezug auf die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten besondere Löschungsvorschriften 
vorsieht, weist diese Stelle die empfangende Stelle darauf 
hin. ünabhängig von diesem Recht sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von per- 
sonenbezogenen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung 
und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


BeTCTBMM c ycjiOBMHMM, npeflycMOTpeHHbiMM nepeaaiourMM 
yHpexfleHMeM. 

b) ripMHMMaiOLitee ynpexaeune cxaBnr b nsBecTHOCTb nepe- 
flaBLuee CBefleHnn ynpexAeune no ero npocböe o6 ncnojib- 
soBauMM nepeflaHHbix CBeflennM n nonyneHHbix c mx no- 
Moutbio pesytibTajax. 

c) CBefleHMH, KacaiOLunecFi ctsnsnuecKnx jing, Moryx öbixb ne- 
peflaubi xonbKO b KOMnexeHXHbie ynpexAeHnn. Mx nocne- 
flyioman nepeflana apyrnM ynpexAeHnnM MO>Kex nponcxo- 
flnxb xonbKO c npeflBapnxexibHoro cotAacnn nepeflaramero 
ynpexAeHMH. 

d) nepeaaiomee ynpexAenne oönsaHO CAeanxb sa flocxoaep- 
Hocxbio nepeflaBaeMbix CBefleuuM, a xaKxe sa mx ueoöxo- 
flMMOCXbK) M aaeKBaxHocxbio uennM, Koxopbie npecxieAy- 
lOXCH nepsAaueM cbsashmm. flpn sxom CAeAyex yuMXbiBaxb 
AöMcxByioAjMe B paMKax HauMouaAbHoro saKOHOAaxeAb- 
cxBa sanpexbi na nepeAany CBeAeuMM. Ecam OKasbiaaexcn, 
4X0 öbiAM nepeAaubi HSAOCxoBepubie CBeASHMn mam cbs- 
AeuMA, He noAAexaBAjne nepeAane, xo o6 sxom hboöxoam- 
Mo HesaMSAAMxeAbHO MSBecxMXb npMHMMaiomee ynpexAö- 
HMe. Oho oössano npoMSBOAMXb mx McnpaBAOHMe mam 
yHMHxoxeHMe. 

e) rio saHBAOHMK) saMHxepecoBaHHoro AMpa eMy BbiAaexcn 
cnpaBKa o nepeAane KacaioutMXCH ero CBSAeHMM, a xaxxe o 
npoAnoAaraeMbix peAHx mx McnoAbsoeaHMA. BbiAana 
cnpaBKM He ABAHexcn oönsaxeAbHOM, ecAM anaAMS noKa- 
sbiBaex, Hxo xocyAapcxBeHHan saMHxepecoeaHHOcxb oxKa- 
sbiBaxb B BbiAane cnpaBKM npeBaAMpyex hba saMHxepe- 
coBaHHOCXbK) ynoMHHyxoro AMpa b ee noAyneHMM. B 
ocxaAbHOM npaBa saMHxepecoBaHHoro AMpa Ha noAyneHMe 
cnpaBKM o6 MMeKtPtMxcn o hsm CBepeHMAX peryAMpytoxcn 
HapMOHaAbHbIM SaKOHOAaXSAbCXBOM xoro flOrOBapMBBK)- 
PterocH [öcyAapcxBa, Ha xeppMxopMM Koxoporo sanpamM- 
BaexcA cnpaBKa. 

f) Ecam KOMy-AMÖo npoxMBonpaBHO npMHMHHexcA yptepö 
BCAeACXBMe nepeAaHM cbsashmm b paMKax oÖMena 
MHCjtopMapMeM no CotAameHMK), oxBexcxBSHHOCXb nepoA 
HMM B SXOM CBH3M Hscex npMHMMSIOPtee yHpexAöHMe B 
COOXBeXCXBMM C erO HapMOHSAbHblM SaKOHOAaxeAbCXBOM. 
Oho He Moxex b oxHomeHMM noHecmero yutepö AMpa 
ccbiAaxbCH B onpaBAaHMe na xo, hxo yutepö öbia npMHMHen 
nepeAaioutMM CBeASHMH ynpexAeHMSM. 

g) Ecam HapMOHaAbHoe saKOHOAaxeAbcxBO, b paMKax koxo- 
poro AeMcxByex nepeAaioutee ynpexAeHMe, npeAycMaxpM- 
Baex B oxHomeHMM nepeAaHHbix CBCAeHMM, KacaKtutMxcn 
cjtMSMHecKMX AMp, ocoöbie ApaBMAB yHMHxoxeHMA, XO nepe- 
Aaioutee ynpexpeHMe yxasbiBaex na sxo npMHMMaiouteMy 
yHpexAöHMK). HesaBMCMMO ox sxoro saKOHOAaxeAbcxaa, 
nepeAaHHbie CBeASHMn, KacaioutMecn cjtMSMHecKMx amp, 
noAAOxax yHMHxoxeHMio, ecAM ohm öoAbute He xpeöyioxcA 
AAA peASM, aah Koxopbix OHM öbiAM nepsAaHbi. 

h) nepeAaioutee m npMHMMaioutee ynpexAeHMn oönsaHbi 
AOKyMeHxaAbHO saperMCxpMpoeaxb nepeAany m noHyneHMe 
CBeAeHMM, KacaioutMXCA cjjMSMnecKMX amp. 

i) nepeAaioutee m npMHMMaioutee ynpexAeHMA oöHsaHbi abmcx- 
BeHHO oxpaHHXb nepeAaHHbie b oxHouteHMM cjtMSMHecKMx 
AMP CBeAeHMA ox Aocxyna k hmm, mx MSMeHOHMn m pastAa- 

UteHMA AMpaMM, HS MMBIOUtMMM HB XO npBBO. 
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Denkschrift zum Abkommen und zum Protokoll 

I. Allgemeines 

Das in Berlin am 25. August 2004 Unterzeichnete Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Aserbaidschan zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung löst das alte, noch mit der ehemaligen 
Sowjetunion abgeschlossene und im Verhältnis zur 
Republik Aserbaidschan weitergeltende Abkommen vom 
24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) ab. Dieses 
Abkommen ist durch die wirtschaftliche Entwicklung 
Aserbaidschans überholt und muss deshalb durch einen 
modernen und den Anforderungen der gegenwärtigen 
Verhältnisse besser angepassten Vertrag ersetzt werden. 
Das Abkommen entspricht weitgehend dem OECD-Mus- 
terabkommen. Hierdurch trägt es zur Vereinheitlichung 
auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen von 1992 weitgehend fol- 
gend, regeln die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des 
Vertrages sowie die für die Anwendung des Abkommens 
notwendigen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die 
Artikel 6 bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegenheits- 
staat Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunfts- 
arten und für das Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vor- 
schriften zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch 
den Ansässigkeitsstaat für die Einkünfte und Vermögens- 
werte, die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteu- 
ern darf. Die Artikel 24 bis 32 regeln den Schutz vor Dis- 
kriminierung, die zur Durchführung des Abkommens not- 
wendige Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das 
Inkrafttreten und das Außerkrafttreten des Abkommens 
sowie andere Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkom- 
men um einige klarstellende Bestimmungen sowie um 
die Klauseln zum Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungs- 
bereich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die übliche 
Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte Begriffe ent- 
sprechend dem nationalen Steuerrecht des das Abkom- 
men anwendenden Vertragsstaats auszulegen sind, 
wenn der Abkommenszusammenhang keine andere 
Auslegung erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Gel- 
tungsbereich des Abkommens und für die Abgrenzung 


der Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der 
Ansässigkeit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich 
an das innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten an- 
geknüpft. In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln 
die Absätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, wel- 
cher der beiden Staaten für die Abkommensanwendung 
als Ansässigkeitsstaat gilt. 

Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen regelt die 
Ansässigkeit bei Personengesellschaften. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, 
der die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Ein- 
künfte bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allgemein 
umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzählung von 
typischen Beispielen enthält Absatz 2. Bauausführungen 
und Montagen sowie damit verbundene Aufsichtstätig- 
keiten gelten nach Absatz 3 nur dann als Betriebsstätten, 
wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. Absatz 4 
enthält die Negativabgrenzung zum Begriff der Betriebs- 
stätte. Die Absätze 5, 7 und 8 enthalten weitere dem 
QECD-Musterabkommen nachgebildete Abgrenzungs- 
vorschriften zum abhängigen und unabhängigen Vertre- 
ter sowie zur Eigenständigkeit von verbundenen Gesell- 
schaften. Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen ent- 
hält eine Klarstellung zum abhängigen Unternehmens- 
vertreter entsprechend Nummer 33 Satz 4 des Kommen- 
tars zu Artikel 5 Abs. 5 des QECD-Musterabkommens. 
Absatz 6 enthält eine dem Musterabkommen der Verein- 
ten Nationen entsprechende Regelung, wonach Versi- 
cherungsunternehmen in dem anderen Vertragsstaat 
eine Betriebsstätte begründen, wenn sie dort Prämien 
einziehen oder dort belegene Risiken versichern und sich 
dazu einer Person bedienen, die nicht unabhängiger Ver- 
treter im Sinne des Absatzes 7 ist. Ausgenommen hier- 
von sind Rückversicherungen. 

Zu Artikel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von un- 
beweglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteuert 
werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält die Definition des 
Begriffs „unbewegliches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von 
Unternehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur inso- 
weit besteuern, als der Gewinn einer in seinem Gebiet 
gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die Absätze 2 
bis 6 enthalten Ermittlungs- und Zurechnungsvorschrif- 
ten für Betriebsstättengewinne. Nummer 4 Buchstabe a 
und b des Protokolls zum Abkommen enthält hierzu klar- 
stellende und ergänzende Regelungen wie das Verbot 
der Liefergewinnbesteuerung. Absatz 7 bestimmt das 
Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung zu den übri- 
gen durch das Abkommen geregelten Einkunftsarten. 
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Zur Abgrenzung von Unternehmensgewinnen und 
Lizenzgebühren wurde in Nummer 4 Buchstabe c des 
Protokoiis zum Abkommen eine kiarsteiiende Regeiung 
getroffen. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikei bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seesohiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem das Unter- 
nehmen ansässig ist, das die Schiffe oder Luftfahrzeuge 
betreibt. 

Absatz 2 stelit kiar, dass auch Einkünfte aus der Verchar- 
terung von ieeren Seesohiffen und Luftfahrzeugen sowie 
aus der Nutzung oder Vermietung von Containern zu den 
Einkünften im Sinne dieses Artikeis gehören können. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikei steiit kiar, dass das Abkommen einer 
Berichtigung von Gewinnveriagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikei regeit die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividenden- 
ausschüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Naoh Absatz 2 darf daneben auoh der Quelienstaat eine 
Steuer erheben. Diese Steuer darf jedoch 5 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
der Nutzungsberechtigte mindestens 25 v. H. der Anteiie 
an der ausschüttenden Geseiischaft häit und dieser 
Kapitalanteii mindestens 150 000 Euro beträgt. In den 
übrigen Fällen darf die Quellensteuer grundsätzlich 
15 V. H. des Bruttobetrags der Dividenden nicht überstei- 
gen. Die deutsche Quellenbesteuerung ist nach Num- 
mer 6 des Protokolls jedoch nicht begrenzt, soweit die 
Zahlungen auf Reohten oder Forderungen mit Gewinn- 
beteiligung beruhen (insbesondere Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters) und sich bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 sowie Nummer 5 des Protokolls zum Abkom- 
men bestimmen den Begriff der Dividenden im Einzelnen. 
Die Absätze 4 und 5 enthalten den Betriebsstättenvor- 
behalt und ergänzende Bestimmungen zur Abgrenzung 
des Besteuerungsrechts, die auch im Q EC D- Muster- 
abkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht grundsätzlich 
dem Wohnsitzstaat des Gläubigers der Zinsen zu. Nach 
Absatz 2 hat jedoch auch der Quellenstaat ein Besteue- 
rungsrecht; die Quellensteuer darf jedoch 10 v. H. des 
Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. Nach den 
Absätzen 3 und 4 sind Zinsen ganz von der Quellensteu- 
er befreit, wenn Empfänger der Zinsen die jeweilige 
Regierung oder eine bestimmte staatliehe Einrichtung ist 
oder wenn das Darlehen im Zusammenhang mit einer 
Hermes-Deckung oder dem Verkauf gewerblicher, kauf- 
männischer oder wissensohaftlicher Ausrüstung steht. 


Die deutsehe Quellenbesteuerung ist nach Nummer 6 
des Protokolls jedoeh nieht begrenzt, soweit die Zahlun- 
gen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteili- 
gung beruhen und sieh bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Die Absätze 5 bis 8 enthalten die Definition des Zins- 
begriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift zur 
Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung und 
andere ergänzende Bestimmungen, die dem GECD- 
Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. 

Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren im Wohnsitz- 
staat des Gläubigers besteuert werden dürfen. Nach 
Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine 
Steuer erheben, die jedoch in Abhängigkeit von der Art 
der Vergütung auf 5 bzw. 10 v. H. des Bruttobetrags der 
Lizenzgebühren begrenzt ist. Die Absätze 3 bis 6 enthal- 
ten die Definition der Lizenzgebühren, den Betriebsstät- 
tenvorbehalt, eine Missbrauchsvermeidungsvorschrift 
und andere dem OECD-Musterabkommen entnommene, 
ergänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 5 ist das Besteuerungsrecht für Veräuße- 
rungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitzstaat 
Vorbehalten. 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 bis 3 
ebenfalls ein Besteuerungsrecht für Gewinne aus der 
Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von Aktien 
an Gesellschaften mit überwiegendem Grundbesitz in 
diesem Staat, von beweglichem Betriebsstättenver- 
mögen und von beweglichem Vermögen einer der Aus- 
übung einer selbständigen Tätigkeit dienenden festen 
Einrichtung. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr 
betrieben werden, und von bewegliohem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 ausschließlich der Ansässigkeitsstaat des 
das Seeschiff oder Luftfahrzeug betreibenden Unterneh- 
mens das Besteuerungsreoht. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grundsätz- 
lich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in dem 
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung erzielt werden oder soweit Einkünfte durch 
eine Person erzielt werden, die sich länger als 183 Tage 
im anderen Vertragsstaat aufhält, hat der Tätigkeitsstaat 
ein Besteuerungsrecht. Absatz 2 enthält die Definition 
des Begriffs „freier Beruf“. 
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Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das Besteue- 
rungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. Werden 
jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen nur 
vorübergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so wird 
dieser Grundsatz durch Absatz 2 unter bestimmten 
Voraussetzungen zugunsten des Wohnsitzstaats ein- 
geschränkt. Bei gewerblicher Arbeitnehmerüberlassung 
steht nach Absatz 3 jedoch stets dem Tätigkeitsstaat das 
Besteuerungsrecht zu. Das Bordpersonal von Seeschif- 
fen und Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr kann 
nach Absatz 4 im Ansässigkeitsstaat des das Seeschiff 
oder Luftfahrzeug betreibenden Unternehmens besteu- 
ert werden. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach Absatz 2 
auch, wenn die Einkünfte dem Künstler oder Sportler 
nicht unmittelbar selbst zufließen. Das Besteuerungs- 
recht geht nach Absatz 3 auf den Wohnsitzstaat über, 
wenn der Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers im 
anderen Staat ganz oder überwiegend durch den Wohn- 
sitzstaat oder eine dortige, als gemeinnützig anerkannte 
Einrichtung finanziert wird. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für diese Zahlun- 
gen - mit Ausnahme der Pensionen aus öffentlichen Kas- 
sen - grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Bei Kriegs- 
renten, Wiedergutmachungsleistungen und ähnlichen 
Zahlungen hat nach Absatz 2 jedoch der Kassenstaat 
das alleinige Besteuerungsrecht. Absatz 3 enthält eine 
Definition des Begriffs „Rente“. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassenstaat 
diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, wenn 
die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. 
Das Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeitsstaat 
über, wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsange- 
höriger dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten (Ortskräfte). Entsprechendes gilt nach 
Absatz 2 für Ruhegehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Regelung, dass für Vergütungen aus 
unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit gewerb- 


licher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemeinen 
Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip auch für 
Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen von 
staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen sowie nach 
Nummer 7 des Protokolls zum Abkommen auch für Ver- 
gütungen an Mitarbeiter des Goethe-Instituts und des 
Deutschen Akademischen Austauschdienstes. 

Zu Artikel 20 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen zur Förderung des 
Austauschs von Lehrkräften, Studenten und Auszubil- 
denden (einschließlich Praktikanten) Zahlungen aus aus- 
ländischen Quellen an diesen Personenkreis im Gast- 
staat unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert 
werden; für Lehrende gilt diese Bestimmung nur für einen 
Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 

Zu Artikel 21 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im Abkom- 
men genannten Einkünfte nur im Ansässigkeitsstaat 
besteuert werden. Das gilt nach Absatz 2 dieses Artikels 
jedoch nicht, wenn die Einkünfte einer im anderen Staat 
belegenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung zu- 
zuordnen sind (Betriebsstättenvorbehalt). Spiel- und Lot- 
teriegewinne können nach Absatz 3 neben dem Ansäs- 
sigkeitsstaat auch durch den Quellenstaat besteuert wer- 
den. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitzstaat 
das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen und 
Vermögen, das zu einer Betriebsstätte oder einer der 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit dienenden fes- 
ten Einrichtung gehört, kann abweichend von diesem 
Grundsatz nach den Absätzen 1 und 2 durch den Bele- 
genheitsstaat besteuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 nur im Ansässigkeitsstaat des die 
Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden Unternehmens 
besteuert werden. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z. B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in Aserbaidschan 
und bei Dividendenausschüttungen einer in Aserbaid- 
schan ansässigen Gesellschaft bei einer Mindestbetei- 
ligung von 10 V. H., nach Absatz 1 Buchstabe a durch 
Freistellung. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit nicht zu erhebende) 
Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchstabe a von 
der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die Dop- 
pelbesteuerung nach Absatz 1 Buchstabe b durch 
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Anrechnung der aserbaidschanischen Steuer auf die 
deutsche Steuer beseitigt. Dies giit insbesondere für 
Dividendenbezüge aus im Streubesitz gehaltenen Antei- 
len, Zinsen, Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen sowie für Einkünfte von Künstlern 
und Sportlern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht statt der Freistellungsmetho- 
de nach Buchstabe a die Anrechnungsmethode nach 
Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht aus aktiver 
Tätigkeit stammen. Darüber hinaus hat sich Deutschland 
in Absatz 1 Buchstabe e im Interesse der Vermeidung 
einer doppelten Steuerbefreiung oder einer sonstigen 
ungerechtfertigten Inanspruchnahme des Abkommens 
einen Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungs- 
methode Vorbehalten. 

Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen von der 
Steuer freigestellt sind, hat sich Deutschland nach 
Absatz 1 Buchstabe d das Recht gesichert, diese in den 
Progressionsvorbehalt einzubeziehen. 

Aserbaidschan behebt nach Absatz 2 die Doppel- 
besteuerung durch Steueranrechnung. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll entsprechend dem OECD- Muster- 
abkommen steuerliche Diskriminierungen verhindern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegen- 
seitigem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können die 
zuständigen Behörden unmittelbar miteinander verkeh- 
ren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
entsprechend dem OECD-Musterabkommen. 

Nummer 8 des Protokolls zum Abkommen enthält einige 
zusätzliche Vorschriften zum Schutz von personenbe- 
zogenen Daten (Datenschutzklausel). 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel enthält die verfahrensmäßigen Regelungen 
zur Umsetzung der im Abkommen vorgesehenen Steuer- 


ermäßigungen bzw. -befreiungen. Unter anderem sind 
innerstaatlich Verfahren zur Erstattung bei Quellensteu- 
ern vorzusehen. Auf Wunsch von Aserbaidschan wurde 
auf eine Verpflichtung zur Einführung eines Freistellungs- 
verfahrens verzichtet. Die Antragsfrist zur Erstattung von 
Abzugssteuern richtet sich nach den entsprechenden 
innerstaatlichen Fristen, beträgt jedoch mindestens 
vier Jahre ab dem Ende des Jahres der Festsetzung der 
Abzugssteuer. Das nationale Recht Aserbaidschans sieht 
gegenwärtig eine Frist von fünf Jahren vor. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel regelt die Anwendung des Abkommens in 
bestimmten Fällen. 

Absatz 1 stellt klar, dass die Vertragsstaaten ihre inner- 
staatlichen Missbrauchsvorschriften gegen Steuerumge- 
hung und Steuerhinterziehung anwenden können. 
Absatz 2 regelt, dass in Fällen einer dadurch verursach- 
ten doppelten Besteuerung das Verständigungsverfah- 
ren zur Anwendung kommt. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel weist auf das zum Abkommen zugehörige 
Protokoll hin. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Abkommens. Hiernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1. Januar des darauf folgenden Jahres 
anzuwenden sein. Mit Inkrafttreten des neuen Abkom- 
mens tritt das alte, noch mit der ehemaligen Sowjetunion 
abgeschlossene Abkommen vom 24. November 1981 im 
Verhältnis zur Republik Aserbaidschan außer Kraft und 
wird ab dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres nicht 
mehr anzuwenden sein. 

Zu Artikel 32 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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